
Nein zu Lohn- und Sozialdumping! 
Nein zu wirkungslosen 

„flankierenden Massnahmen"!
Für freien Personenverkehr mit echten sozialen 

und gewerkschaftlichen Rechten!
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der Lohnabhängigen in Europa!
Gegen die Abkommen von Schengen-Dublin: 
Gegen die Trennung zwischen „guten" und 
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Ende Dezember 2004 hat das Schweizer Parlament beschlos­
sen, zwei Themen im selben Paket zu verabschieden: I. die 
Ausweitung der „Personenfreizügigkeit“ und 2. die „flankieren­
den Massnahmen", welche die bereits seit Mitte 2004 beste­
henden Massnahmen ergänzen sollen.
• Während die Behörden von „Personenfreizügigkeit“ reden, 
sprechen Spezialisten eine andere Sprache :„Seit Inkrafttreten des 
bilateralen Abkommens über den freien Personenverkehr am I.Juni 
wirbt Manpower Schweiz massenhaft ostdeutsche Erwerbslose an.“. 
(24 heures, 2.-3. Oktober 2004) Im dritten Quartal 2004 ist der 
offizielle Umsatz von Manpower Schweiz im Bau um 25 % 
gestiegen! Die französische Wirtschaftszeitung La Tribüne stellt 
fest :„Bei Manpower Polska,Adecco Poland hat man kaum Zeit, sich 
die Hände zwischen zwei ,Bestellungen‘ von polnischen Arbeitskräf­
ten aus dem Westen zu reiben.“  (22. Dezember 2004)
Fazit: Dieser „freie Personenverkehr“ wird teilweise von den 
Temporärfirmen (Adecco, Manpower usw.) organisiert. Sie 
betreiben einen internationalen Verkauf der Arbeitskraft von 
erwerbslosen Frauen und Männern. Das Adjektiv „frei“ ist im 
Zusammenhang mit dem Personenverkehr eine Täuschung.
• Hinter dieser „Personenfreizügigkeit" versteckt sich auch die 
von den Bossen gewollte Konkurrenz zwischen den Beschäf­
tigten auf europäischer Ebene (EU der 25) und die rein am 
ökonomischen Nutzen orientierte Vorstellung der erzwunge­
nen Migration.
• Gleichzeitig wird überall in Europa alles getan, um die 
Arbeitsbedingungen zu prekarisieren, das heisst unsicherer zu 
machen, und das schwach entwickelte Arbeitsrecht (Kündi­
gungsschutz, gewerkschaftliche Rechte usw.) abzubauen. In 
jedem Land gilt das gleiche Motto: „Steigerung der Wettbe­
werbsfähigkeit“ . . .  auf Kosten aller Lohnabhängigen.
• Einerseits spricht der Bundesrat — wie auch die Kräfte, die 
ihn unterstützen -  von „Personenfreizügigkeit“ . Anderseits 
verstärkt er die „Schranken“ gegen die Bewegungsfreiheit 
jener Menschen, die nicht zum „Kreis“ der 25 Länder der EU 
gehören. So wählen die Bosse und die Behörden die „qualifi­
ziertesten" Beschäftigten von Nicht-EU-Ländern aus. Sie ver­
wenden die sogenannten „Sans-papiers“ als beliebig ausbeut­
bare A rbe itskräfte . Dies ist eine der — politisch und 
wirtschaftlich erzeugten -  Ursachen für Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus. Diese vielfache Auslese und die verschiedenen 
Statute für Menschen aus anderen Ländern spalten die Lohn­
abhängigen, die gegenüber den Bossen dieselben Interessen 
haben.
• Die wirkungslosen „flankierenden Massnahmen“ werden 
Lohn- und Sozialdumping nicht verhindern, weder für die Men­
schen, die heute bereits in der Schweiz arbeiten, noch für jene, 
die morgen hinzukommen werden. Die Politik der EU der 25 
und des Bundesrats -  in all seinen politischen Komponenten -  
verfolgt zwei Ziele: (.Verschlechterung der Arbeitsbedingun­
gen und Löhne, 2. die Umverteilung eines grösseren Teils des 
durch Arbeit geschaffenen Reichtums in Richtung einer kleinen 
Minderheit. Diese Minderheit zwingt den Menschen und 
Maschinen ihre Diktatur der „finanziellen Rentabilität“ auf 
(Flexibilisierung der Löhne und Arbeitszeiten, Just-in-time-Pro- 
duktion, Verschlechterung von Renten und Sozialversicherun­
gen, Abbau der öffentlichen Dienste usw.).
Angesichts dieser Politik ist der „Kompromiss“ der flankieren­
den Massnahmen eine schlechte Lösung. Das ist kein kleiner 
Schritt in die richtige Richtung,sondern eine Falle!

2



„Freier Personenverkehr“ und 
„flankierende Massnahmen“ : Warum ein 
Referendum?

Ergreift man das Referendum, so beansprucht man ein Recht: Man ver­
langt, dass eine Volksabstimmung über ein Gesetz entscheidet, das die bei­
den Kammern des Schweizer Parlaments verabschiedet haben.
Für ein Referendum braucht es gute Gründe. W ir sind der Meinung, dass 
das bestehende soziale und wirtschaftliche System immer mehr Unge­
rechtigkeiten, Diskriminierungen und Ungleichheiten schafft. Daher 
besteht für uns ein erster Grund in der folgenden Feststellung: Die W irt­
schaftsführer und die politischen Spitzen in der Schweiz -  also die Kreise, 
die immer mehr Angriffe gegen die Lohnabhängigen starten -  sind bereit, 
Millionen auszugeben, um die Bevölkerung zu „überzeugen“ versuchen.
Seit Oktober 2004 verkünden die Herren und Damen der Schweiz AG 
ihre Absichten. Ruth Dürrer Balladore, Mitglied des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands, teilt mit, dass ihre Organisation „Hand in Hand mit 
economiesuisse“ (das Büro der Wirtschaftskreise für Gehirnwäsche) 
arbeiten wird. Die Bosse „werden ihre Tätigkeit auf den freien Personenver­
kehr konzentrieren" (24 heures, 2.-3. Oktober 2004).
Welche Freiheit meinen die betreffenden Kreise wohl ? Welche „Freiheit“ 
verteidigen sie? Die Antwort auf diese Frage lautet schlicht:
1.Thomas Allemann, Direktor von Hotelleriesuisse, erklärt:„Wir finden in 
Deutschland für Küche, Service und Reception teilweise sehr gut ausgebildete 
Arbeitskräfte, die auch nicht allzu grosse Lohnforderungen stellen“. Mit anderen 
Worten: Die Arbeitsnormen und Löhne werden in einem Sektor, wo sie 
ohnehin oft schon schlecht sind, noch weiter gesenkt
2. Professor George Sheldon aus Basel -  der sich 1994-1995 an der Aus­
arbeitung der unsozialen Revision der Arbeitslosenversicherung (AVIG) 
beteiligte -  nennt das Ziel des angeblich freien Personenverkehrs beim 
Namen: „Mit der Öffnung des Arbeitsmarktes steigt die Zahl der verfügbaren 
Arbeitskräfte, was auf die Entwicklung der Löhne drückt“. Anders gesagt: 
Durch den Zugriff auf eine grössere Reserve an Erwerbslosen können die 
Löhne gesenkt werden, insbesondere bei den Beschäftigten in schlechter 
laufenden Sektoren.
3. Zu den „flankierenden Massnahmen“ , die angeblich gegen Lohndumping 
schützen sollen, meint Peter Hasler, Direktor des Schweizerischen Arbeit­
geberverbands, im Editorial der Wochenzeitung Schweizer Arbeitgeber 
(Nr. 3, 10 Februar 2005): „Wie sollen wir noch in diese neuen Länder [der 
EU] exportieren, wenn wir ihnen pauschal das Vertrauen absprechen ? ... Diese 
Ausgangslage hat den Vorstand des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes über­
zeugt, auch den flankierenden Massnahmen zuzustimmen, die letztlich keine 
neue Last für die Unternehmen bedeuten, sondern nur eine Kontrollmöglichkeit 
zur Umsetzung der bereits bestehenden flankierenden Massnahmen.“  Der 
Begriff des Dumping hat einen wirtschaftlichen Sinn: Es handelt sich um 
eine wirtschaftliche Kriegserklärung.
Für den Sprecher der Schweizer Bosse sind die „Begleitmassnahmen“ nur 
ein Feigenblatt. Und Lohndumping gibt es schon gar nicht!
In der Monatszeitschrift des seco (Staatssekretariat für Wirtschaft), Die 
Volkswirtschaft, behauptet Hasler gar: „[Ein Lohn von 900 Franken pro 
Monat] ist keine Unterbietung, das sind einfach die heutigen Löhne. Die sind 
tief; da stimmen wir völlig überein. [Jedoch] ist das keine Unterbietung, die 
sanktioniert werden kann." (Nr. 3, 2004, S. 20) Wenn also die Erwerbslosig­
keit und die forcierte Konkurrenz zwischen den Beschäftigten einige unter 
ihnen zwingen, für fast nichts zu arbeiten, dann handelt es sich lediglich um

Millionen Franken für eine 
Gehirnw äsche

Die Freiheit 
noch stärker auszubeuten

Aus R esp ekt  vor  den Lohnabhängigen  
gehen  wir ausführlich a u f  die Proble­
matik ein und betreiben w eder  Propa­
ganda sow jetischen  Stils, noch  simple  
W erb eta k t ik  -  denn  fü r  uns sind die  
B e s c h ä f t i g t e n  n i c h t  g e d a n k e n l o s e  
Konsum enten , denen  scheinbar einge­
h e n d e  S l o g a n s  a u f g e t i s c h t  w e r d e n  
können.
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Die Kritik am Kapitalismus 
erneuern oder den Bossen  
beratend zur Seite stehen?

I, ln Melanges en l'honneur de Jean-Marie Verdier. Droit 
syndical et droits de Ihomme b l'aube du XXIe siede. 
Dalloz, 2001.
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das „Gesetz von Angebot und Nachfrage“ auf dem „Arbeitsmarkt“ . Dieses 
Gesetz kann nicht aufgehoben werden. Der Markt muss frei spielen. Die 
strukturelle Ungleichheit zwischen den Bossen (Arbeitgebern) und den 
Lohnabhängigen (Beschäftigten) wird als natürlich und daher gerecht dar- 
gesteilt!
Der Berner SVP-Nationalrat Hermann Weyeneth erklärt dies in eigenen 
W orten: „Wegen der Flexibilität des Schweizerischen Arbeitsmarktes 
können wir aus dem Arbeitskräfteangebot der neuen EU-Mitgliedstaaten 
den besten volkswirtschaftlichen Nutzen ziehen.“ (SVP-Delegiertenver- 
sammlung vom 8. Januar 2005)
Jean-Michel Servais, Forscher am Internationalen Arbeitsamt (IAA), 
beleuchtet Aspekte, die diese Politik der neokonservativen Rechten 
begünstigen: „Die Öffnung der Grenzen hat die Konkurrenz verschärft und den 
Druck zur Senkung der Löhne und Sozialausgaben erhöht... Die Verhältnisse in 
der Arbeitswelt wurden dadurch erschüttert".1 Im Klartext: Die Bosse nutzen 
die Erwerbslosigkeit und die geschaffene Konkurrenzsituation, um jegliche 
Zugeständnisse zu verweigern und ihr Diktat durchzusetzen. Für die 
Gewerkschaften gilt es daher, Widerstand gegen einen durchdachten 
Angriff zu leisten, statt Kompromisse einzugehen.
Eine Frage stellt sich:Wie kommt es, dass die Schweizer Gewerkschafts­
spitzen -  an der Seite von Peter Hasler -  das Doppelpack „Freier Perso­
nenverkehr + flankierende Massnahmen“ verkaufen ?
Die führenden Kreise der Gewerkschaften -  die etwa zwei Mal im Jahr 
feurige Erklärungen von sich geben -  sollten darüber nachdenken, was die 
gemässigte sozialdemokratische Wochenzeitung Domaine public aus der 
Westschweiz vorschlägt: „Insbesondere Reconvilier [Streik bei Swissmetal 
Ende 2004] bedeutet eine Wiederbelebung der Kritik am Kapitalismus, die wei­
tergetragen werden muss. Es ist nicht annehmbar, dass die Kapitaleigner alleine 
über das Schicksal des Unternehmens und der Menschen, die davon leben, ent­
scheiden." (3. Dezember 2004)
Die Spitzen der Sozialdemokratischen Partei Schweiz (SPS) und des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB) tun das Gegenteil. Serge 
Gaillard, Ökonom des SGB, ist so unverfroren, die Zukunft der Lohnab­
hängigen -  die in der Schweiz arbeiten und aus verschiedenen Ländern 
kommen -  dem guten Willen des Bosse zu überlassen: „Wir vertreten die 
Ansicht, dass die Gefahr [dass bei den Lohnkosten gespart wird] gering und 
in erster Linie vom Verhalten der Arbeitgeber in der Schweiz abhängig is t“ 
(Pressekonferenz des SGB vom 5. Januar 2005)!
Couchepin, Merz und Hasler haben verstanden, in welchem Lager diese 
gewerkschaftlichen „Überlegungen“ anzusiedeln sind. Gewisse -  mehr 
oder weniger legitimierten -Verwalter der Organisationen, die im Namen 
der Beschäftigten sprechen, haben es aufgegeben, diese wirklich zu vertei­
digen -  und Blocher und die fremdenfeindliche SVP erkennen die Vorteile, 
die sich dadurch für sie ergeben.
Blocher und die nationalistische Rechte instrumentalisieren die Frustra­
tion und den Unmut eines Teils der Schweizer Beschäftigten. Diese wur­
den durch zahlreiche nicht gehaltene Versprechen enttäuscht: eine dauer­
haft aufgestockte AHV;eine sichere und befriedigende 2. Säule; bezahlbare 
Krankenkassen; Mieten, die nicht 40 % des Einkommens auffressen.
Diese Enttäuschungen haben unter den Arbeiterinnen einen Widerwillen 
gegen traditionelle Politikerinnen hervorgerufen. Diese erscheinen als 
geschlossener Block, da die SP nicht müde wird, Konkordanz und Kollegia­
lität zu fordern.
Die SVP greift diesen Unmut auf und richtet ihn gegen den Sozialstaat. 
Dieser wird von sehr vielen Beschäftigten mit Institutionen (2. Säule, 
Krankenversicherung) identifiziert, die ihren Erwartungen nicht gerecht 
geworden sind. Die nationalistische Rechte hat die neokonservative 
Offensive vorangetrieben. Und sie hat die anderen Parteien gezwungen, 
sich dieser Linie anzupassen, ohne dabei auf allzu viel Widerstand zu stos- 
sen.



Gleichzeitig versucht die SVP, die verunsicherten Lohnabhängigen oder 
Rentnerlnnen zu beruhigen. Sie bietet sogenannte nationale Werte, die 
seit Ende des 19. Jahrhunderts historisch gegen die Linke und die Arbeite­
rinnenbewegung formuliert wurden.
Die Strategie der SVP weist Ähnlichkeiten mit der Politik von Bush auf, 
derTeile der Bevölkerung für sich gewinnen konnte: einerseits neoliberale 
und religiöse Werte, anderseits soziale Gegenreformen.
Die Linke hat ihr Profil und ihre Kritik am kapitalistischen System aufge­
ben. Gleichzeitig haben Blocher und die Freisinnigen ab 1990 ihre massive 
unsoziale Offensive lanciert.Angesichts des von Blocher wie von der herr­
schenden Rechten aufgebauten ideologischen Konstrukts der Fremden­
feindlichkeit sind viele Linke wie gelähmt. Sie vergessen, dass der Boden 
auf dem die Fremdenfeindlichkeit gedeiht, der soziale Rückschritt, die 
Konkurrenz unter den Beschäftigten und die fehlende Entschlossenheit 
der Gewerkschaften und Parteien sind. Die fremdenfeindliche Offensive 
und die damit verbundene Gefahr verdeckt in ihren Augen -  zumindest 
vorübergehend -  die sozialen Klassenkonflikte und ihren aktuellen rechtli­
chen Ausdruck. Das Doppelpack der Personenfreizügigkeit und der 
Begieitmassnahmen konkretisiert diesen Zusammenhang von Klassenkon­
flikten und rechtlichen Normen. Daher ist es wichtig, dass eine radikale 
Unke (welche die Wurzeln der herrschenden sozialen Verhältnisse angeht) 
in dieser Auseinandersetzung präsent ist. Sie muss auch Forderungen und 
konkrete Rechte vorschlagen, die der Selbstverteidigung und dem Wider­
stand aller Lohnabhängigen dienen. Ohne eine solche Präsenz der kämpfe­
rischen Linken wird das politische Terrain entweder durch die nationalisti­
sche Rechte oder durch die institutionelle Linke besetzt werden, die den 
Aufstieg der SVP erleichtert hat. Wer einen Gegensatz zwischen Referen­
dum und direkter gewerkschaftlicher Aktion konstruiert, erliegt einer 
zwar beruhigenden, aber vereinfachenden Sichtweise. Im Namen des 
Kampfs gegen Rassismus akzeptiert eine Linke, die doch oft 
kämpferisch auftritt, die Unterordnung unter die nationale Ein­
heit, während eine historische Umwälzung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen vor sich geht.
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (1948) anerkennt 
gleichzeitig die folgenden R e ch te Jeder hat das Recht, sich frei zu bewegen 
und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen“ (Art. 13), „hat das Recht auf Arbeit, 
auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie 
auf Schutz vor Arbeitslosigkeit,... hat das Recht, zum Schutz seiner Interessen 
Gewerkschaften zu bilden“ (Art. 23), „hat das Recht auf soziale Sicherheit“ 
(Art. 22).
Was gemäss der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte innerhalb 
eines Staates Gültigkeit haben sollte, muss heute mindestens auf der 
Ebene der europäischen Union und der Schweiz gelten.
Nun sieht das bilaterale Abkommen über die Ausweitung des freien Perso­
nenverkehrs auf die neuen EU-Mitgliedsländer (25 Länder) diese Grund­
rechte nicht vor. Im Gegenteil: Eines dieser Rechte -  der „freie Personen­
verkehr“ -  wird (in unvollständiger Form) zur Schwächung der anderen 
Rechte (der Abklatsch sozialer und gewerkschaftlicher Rechte in den 
Begieitmassnahmen) genutzt.
Bundesrat Joseph Deiss rechnet vor, wie kompatibel „Rechte“ sein kön­
nen : „Die Personenfreizügigkeit stellt einen wichtigen Schritt in Richtung Flexibi­
lisierung dar... Gesamthafi ist der Gewinn an Flexibilität grösser, als die mögli- 
cnen Einbussen, die aus zusätzlichen Vorschriften und Regiementen entstehen 
könnten.“ Gewinn meint hier, dass die Bosse Löhne, Arbeitszeiten, Kündi­
gungen flexibilisieren können2...
Hier liegt ein zentraler Grund, um sich gegen dieses Abkommen 
zu wehren. Zur Mauer, von Schengen-Dublin-Abkommen kommt 
noch die Trennung zwischen „freiem Personenverkehr“ und den 
eigentlich dazugehörigen, verbesserten gewerkschaftlichen und 
sozialen Rechten hinzu.

Der freie Personenverkehr 
und seine scheinbare  

Gegenleistung

2. D ie Flexibilisierung der A rb eit findet unter 
zwei Formen statt. I . Die externe F lex ib ili­
sierung bedeutet die Auslagerung von Arbeits­
plätzen; das Zulieferersystem ist ein Beispiel dafür 
Diese A rt von Flexibilisierung schliesst auch das 
Recht für die Bosse ein, Personal ohne weiteres 
und kostengünstig zu entlassen. Dazu gehört auch 
die Ausweitung der Temporärarbeit und der befri­
steten Arbeitsverträge in Betrieb, Büro oder Schul­
wesen. 2. Die interne Flexibilisierung besteht 
darin, dass die Arbeitszeit variiert (jahresarbeits- 
zeit); dass die Löhne variabel sind (Fixiohn. dazu 
Leistungsprämie oder Erfoigsbeteiligung); und dass 
sich die Arbeitsorganisation und die Einteilung der 
Beschäftigten beständig ändert.
Die Flexibilität ist eine A rt, die Beschäftigung zu 
prekarisieren. Die Neokonservativen (die sich 
selbst liberal nennen) wollen uns glauben machen, 
dass damit die Beschäftigung steigt, was bislang 
nicht bewiesen ist. Hingegen wurde dadurch seit 
den 1980er Jahren der Anteil des Profits an der 
Wertschöpfung erhöht.
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Gesetzestexte... und die Realität!

Kann man sich einverstanden erklären mit einem von Parlament, 
Behörden und Bossen gewollten Gesetz — das Paket über den freien 
Personenverkehr und die Begleitmassnahmen -  ohne das Umfeld zu 
bedenken, in dem es entstanden ist?
Kann man die Kluft zwischen den Reden des Bundesrats und der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Realität ausser Acht lassen?
Kann man die massiven Angriffe gegen alle Lohnabhängigen übergehen? 
Die Liste ist lang: Erhöhung der Krankenkassenprämien, eingefrorene 
Löhne, Entlassung von älteren Beschäftigten unter verschiedenen Vor­
wänden, Angriff gegen die öffentlichen Dienste im Namen der Sparpoli­
tik, steigende Repression gegen Ausländerinnen und Asylbewerberinnen 
usw. ?
Unsere Antwort auf diese Fragen kann nur NEIN lauten. Lohndumping 
und Prekarisierung der Arbeit sind seit 1991-1992 mit der steigenden 
und dauerhaften Erwerbslosigkeit explodiert.
Es gilt, in Erinnerung zu rufen, dass zwischen dem I . Januar 1993 und 
dem 31. Dezember 2002 l ’204’403 Personen zeitweise von den Tag­
geldern der Arbeitslosenversicherung leben mussten. Während dieser 
Zeit war jede vierte Person in der Schweiz mindestens ein Mal arbeits­
los (Sozialalmanach 2005, Caritas). Unter diesen Umständen sind die 
Ängste unter den Lohnabhängigen gross. Die Bosse nutzen diese Situa­
tion, um ihr Diktat im Nahmen der „zukünftigen Verbesserung der 
Beschäftigung“ durchzusetzen! In den anderen Ländern Europas han­
deln die Unternehmer genau gleich, mit Unterstützung einer EU-Kom- 
mission, die von der harten Rechten unter der Leitung des ehemaligen 
Maoisten Jose Manuel Barroso (Portugal) beherrscht wird.
Es ist nützlich, das Umfeld näher zu betrachten, in dem die Kombina­
tion „freier Personenverkehr“ und wirkungslose „flankierenden Mas­
snahmen“ als Geschenk für die Beschäftigten aller Nationalitäten in der 
Schweiz präsentiert wird -  in Tat und Wahrheit handelt es sich um eine 
Zeitbombe!

Kaufkraft im freien Fall Die Schweizer Tageszeitung Blick titelt: „42 % arbeiten für einen Hunger­
lohn" (3. November 2004). Der Artikel zeigt auf, welch tiefe Löhne die 
Maler und Gipser hinnehmen müssen, und zieht den Schluss: „Die Bau­
branche ist nur die Spitze des Eisbergs. Im Gast- und Reinigungsgewerbe, in 
der Landwirtschaft und teilweise im Detailhandel vermuten Gewerkschaften 
ähnliche Zustände.“
Die Kaufkraft eines grossen Teils der Lohnabhängigen in der Schweiz 
entspricht — unabhängig von ihrer Nationalität, nicht den Vorstellung 
gewisser Schreiberlinge im Dienste des neoliberalen Konformismus.
Die jüngste Untersuchung des BFS (Bundesamt für Statistik, 23. 
November 2004) zeigt, dass die Hälfte der Haushalte ein verfügbares 
Äquivalenzeinkommen1 hat, das unter 3737 Franken im Monat beträgt. 
Zwanzig Prozent der Haushalte hatten 2002 ein Äquivalenzeinkommen 
von höchstens 2452 Franken im Monat!
Zwischen 2002 und 2003 hat die Zahl der armen Arbeiterinnen (die 
sogenannten Working Poor, die eine Vollzeitstelle oder eine gleichwer­
tige Arbeitsstelle haben) um mehr als 15 % zugenommen.
Im SonntagsBlick (5. Dezember 2004) zeigt Werner Vontobel, dass die 
Reallöhne seit 1993 gleich geblieben sind oder sogar abgenommen 
haben. Dies gilt umso mehr, wenn man die Erhöhung der Krankenkas­
senprämien, die veränderten Beiträge der Lohnabhängigen an die Pen­
sionskassen (2. Säule) und die Mieterhöhungen berücksichtigt. Eine Stu-

3. Das Äquivalenzeinkommen berücksichtigt die 
Grösse der Haushalte und wird nach Abzug von 
Steuern, Beiträge an Sozialversicherungen und 
anderer obligatorischer Abzüge berechnet Es ver­
mittelt also eine Vorstellung der Kaufkraft.



die des Schweizerischen Nationalfonds hat kürzlich gezeigt, dass in der 
Schweiz 553’000 Menschen in Armut leben, unter ihnen 232’000 Kin­
der.
Ein weiteres Beispiel: „Die rund 300*000 Beschäftigen des Verkehrs­
und Transportgewerbes sind dem globalen Lohndruck besonders aus­
gesetzt. In den letzen Jahren sanken die realen Löhne in dieser Branche 
um drei Prozent.“ (SonntagsBlick, 26. September 2004) Gewisse 
Gewerkschaftsführer sollten die Artikel dieser populären Zeitung 
lesen, statt selbstzufrieden nach ihrem Portrait darin zu suchen...
Le Temps, tonangebende Tageszeitung in der Westschweiz, spricht Klar­
text: „Für die Wirtschaftskreise ist der freie Personenverkehr ein zen­
traler Bestandteil der zukünftigen Wirtschaftspolitik.“ (4. Januar 2005)
Und das ist auch folgerichtig, denn es handelt sich um ein Mittel, die 
„Lohnkosten“ zu senken“. Der Begriff täuscht insofern, als er glauben 
macht, dass die Beschäftigten kosten, während sie in Wirklichkeit einen 
Mehrwert produzieren, den sich die Eigner des Grosskapitals immer 
mehr aneignen. Denn diese sind keine Menschenfreunde...
Die Schlussfolgerung ist einfach: Das „Paket“, das von den Bos­
sen und diversen Gewerkschaftsspitzen verteidigt wird, erfüllt 
eine präzise Funktion. Unabhängig von den Absichten der aktu­
ellen Gewerkschaftsleitung wird es mittelfristig zur beschleu­
nigten Senkung der Kaufkraft (Lohnkosten) führen -  und zwar 
im Nam en der Verteidigung des Strandorts Schw eiz, der 
„Wettbewerbsfähigkeit der Schweizerwirtschaft“ .
Die Prekarisierung der Arbeitsbedingungen wird immer massiver. Die Schwei­
zerWirtschaftszeitung Cash sagt dazu folgendes:„Und viel schneller sind 
die Unternehmen heute bereit, jene Mitarbeiter ziehen zu lassen, die 
ihren Erwartungen nicht mehr genügen.“ (23. Dezember 2004)
Die jährliche Studie von Credit Suisse bestätigt die Auswirkungen dieser Poli­
tik, die bezeichnend für die Funktionsweise des aktuellen wirtschaftlichen 
Systems ist: „Auch die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes ist nach 
wie vor berechtigt. Arbeitslosigkeit ist immer noch an der Spitze der 
Sorgenbarometers von Herrn und Frau Schweizer... 69 Prozent ban­
gen um ihren Job, das ist seit 1995 der höchste W ert.“ (Cash, 23. 
Dezember 2004)
Ein Vertreter des SAH (Schweizerisches Arbeiterhilfswerk) beleuchtet 
im Wallis einen anderen Aspekt der Politik zur Prekarisierung der 
Arbeitsbedingungen: „Es ist eine starke Zunahme von prekären Arbeitsplät­
zen zu beobachten. Dies hängt damit zusammen, dass die Arbeitgeber 
immer öfter einen Kern von festen Stellen behalten und gleichzeitig eine 
Anzahl von Arbeiterinnen nach Bedarf einsetzen“. (Le Courrier, 23. Dezem­
ber 2004)
Die weitgehende Freiheit, die sich die Bosse Vorbehalten, Lohnabhängige 
„ä la carte“ zu beanspruchen, ist offensichtlich. Insbesondere wenn sie 
über eine erweiterte Reserve von Arbeitskräften verfügen, um in ihrer 
Sprache zu sprechen. Für die Lohnabhängigen werden hingegen keine 
Rechte und Grenzen gegenüber den Bossen festgelegt und verteidigt.
Das „Geschenk“ an die Bosse muss klar abgelehnt werden -  
durch ein Referendum und durch Mobilisierungen, so beschei­
den sie auch sein mögen, damit die Lohnabhängigen Bedürf­
nisse zu ihrem Schutz in verstärkte Rechte (das heisst Gesetze) 
umsetzen können. Solche Gesetze sind Ausdruck eines Kräfte­
verhältnisses. Dieses gilt es aufzubauen. Die Gesetze des Pakets 
„freier Personenverkehr und Begleitmassnahmen“ bedeuten 
hingegen ein „Kompromiss“ , der in die Sackgasse führt.
W ir müssen mehr und schneller arbeiten, während die Löhne stagnie­
ren. Das Resultat ist klär: einen grösseren Teil des produzierten Mehr­
werts eignen sich jene an, die das Produktionssystem kontrollieren. Sie 
benutzen immer häufiger Subunternehmer und Zulieferer, die sie mise-
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rabel bezahlen. Somit sind die Zuliefererbetriebe gezwungen, die 
Beschäftigten knapper zu haiten und sie noch mehr auszubeuten. Am 
Ende der Kette fliessen die Gewinne in die Tasche der Auftraggeber, im 
Bau, in den Fabriken, in den Einkaufszentren oder im informatikdienst 
der Banken und Versicherung...
Einige Zahlen zeigen die Situation deutlich. I. Die reale Kaufkraft der 
Lohnabhängigen ist 2004 nicht gestiegen, und wird es auch 2005 nicht 
tun. Hingen explodieren die Dividenden. Dividenden sind der Anteil am 
Unternehmensgewinn, der den Aktionären ausgeschüttet wird. Die 
Zunahme seit 2003 wird von Analysten folgendermassen geschätzt: 
Swatch: 10,43 %; Swisscom: 24 %; Nestle: 13,88 %; Serono: 8,68 %; 
Givaudan: 5,3 I %; Novartis: 9,67 %; Adecco: 30,44 %; Bäloise: 24,44 %; 
Clariant: 15,62 %;Syngenta: 17,98 %. Nun besitzen weniger als 5 % der 
Schweizer Haushalte grosse Aktienpakete (nur gerade 17,5 % besitzen 
überhaupt Aktien).
Diese Konzerne zögern nicht, Beschäftigte zu entlassen, um ihre Profite 
zu steigern, den Kurs ihrer Aktien in die Höhe zu treiben und höhere 
Dividenden auszuschütten. Swisscom (62,7 % ihrer Akten gehören dem 
Bund) hat zwischen September 2003 und September 2004 570 Stellen 
abgebaut. Clariant streicht in Basel 280 Arbeitsplätze; Givaudan (welt­
weit führend bei den Aromaproduktion, von Nestle kontrolliert) baut 
300 Stellen ab, um 67 Millionen pro Jahr zu „sparen“ . So sieht die Poli­
tik der Bosse aus,die das „Paket“ des Bundesrats unterstützen!
2. Seit 1990 hat die Schweizer Industrie 220’000 Stellen verloren. 
Jedoch ist der Wert der Produktion um 38 % gestiegen! Somit ist der 
Anteil der Löhne an jedem produzierten Gut stärker gesunken, als in 
vergleichbaren Ländern. Die zufriedenen Aktionäre haben sich einen 
grösseren Teil des produzierten Reichtums angeeignet.
Zwei Ökonomen aus dem Umfeld der französischen Sozialdemokraten 
beschreiben, was in Frankreich, Deutschland wie auch in der Schweiz 
praktiziert wird:„D/e Strategie der Unternehmen zielt in erster Linie dar­
auf ab, die Aktionäre zu schützen... Das Risiko wird zunächst durch aggres­
sive Umstrukturierungen und Massenentlassungen auf die Lohnabhängigen 
abgewälzt... Das Risiko wird aber auch durch ständige Senkung der Steuer­
last für das Kapital auf die Öffentlichkeit verschoben." (Michel Aglietta und 
Antoine Reberioux, Derives du capitalisme financier, 2004)
Das „Paket“ , das uns dieser „Rütlischwur“ des 21. Jh. — unter Beteili­
gung der Bosse, des Bundesrats und der Gewerkschaftsspitzen -  vor­
schlägt, soll das Vermögen der grössten Aktionäre noch weiter steigern. 
Es sind dieselben, die bereits in Genuss der Steuergeschenke von Bun­
desrat Hans-Rudolf Merz kommen. Eine neuere Studie besagt, dass 3 
Promille der Haushalte (d.h. 12’ I 19 aller Haushalte) 24 % des Reich­
tums in ihren Händen konzentrieren. Auf der anderen Seite besitzen 
60 % der Haushalte ein Vermögen von maximal 50’000 Franken (Cash, 
18. November 2004). Ist diese unheimliche Konzentration des Reich­
tums wirklich nur „Sparguthaben für ihre alten Tage“ ?
Der Klub der gefrässigen Aktionäre stellt nicht „die Schweiz“ dar, auch 
wenn er sie teilweise kontrolliert. Der Reichtum der Schweiz ist das 
Produkt der Arbeit der Lohnabhängigen aller Nationalitäten, die in der 
Schweiz arbeiten.
Das offerierte „Paket“ zielt darauf ab, unter den Beschäftig­
ten eine aggressive Konkurrenz zu entfachen. Folge davon ist, 
dass die Beschäftigten noch m ehr getrennt und gespalten 
werden. Dam it werden die wenigen kollektiven Rechte ver­
nichtet, die mit Hilfe einer kämpferischen Gewerkschaftspoli­
tik die Einheit der Lohnabhängigen erle ichtern  könnten, 
damit diese den organisierten Bossen und dem Diktat der 
grossen Aktionäre etwas entgegen setzen können.



Einige arbeiten zu viel, während andere arbeitslos sind. Prekarisierung 
der Beschäftigung, Erwerbslosigkeit und Stress zahlen die Lohnabhängi­
gen mir ihrer Gesundheit: Immer mehr Menschen sind physisch und 
psychisch belastet. Das Bundesamt für Statistik (BFS) schätzt, dass 
mehr als vier von zehn Beschäftigten leiden: „eine grosse Anspannung an 
der Arbeit, so gross, dass Rückenschmerzen, Migräne, Schlaflosigkeit das 
Leben belasten... Die Arbeitsbedingungen haben sich seit 1997 merklich 
verschärft.“  (Tribüne de Geneve, I./2 . November 2003). Diese Studie aus 
dem Jahr 2003 wird von einer neueren Untersuchung bestätigt, deren 
Ergebnisse noch alarmierender sind.
Dieser Stress führt zu Krankheiten. Die Kosten dafür betragen 4,3 Mil­
liarden Franken. Nun ist aber die Beteiligung der Haushalte (das sind 
grossmehrheitlich Lohnabhängige) an der Finanzierung der „Gesund­
heitskosten“ von 57,3 % im Jahr 1975 auf 66 % im Jahr 2003 gestiegen. 
Die Lohnabhängigen ruinieren ihre Gesundheit bei der Arbeit und zah­
len die gleichen Krankenkassenprämien wie die Aktionäre, die von 
deren Arbeit leben! Letztlich sind es die Lohnabhängigen, welche die 
Krankenkassen zum grösstenTeil finanzieren.
Warum stellt die offizielle Linke keinen klaren Zusammenhang her zwi­
schen den Arbeitsbedingungen und den sogenannten Gesundheitsko­
sten ? Die Westschweizer Organisation Mouvement Populaire des 
Familles zeigt diesen Zusammenhang auf in ihrer Antwort an den Bun­
desrat über die Revision der Krankenversicherungsgesetzes (KVG) 
(Monde du travail, Oktober 2004).
Dieses Zögern über den Zusammenhang zwischen Arbeit und Gesund­
heit zu sprechen kommt nicht von ungefähr. Würden die Verantwortli­
chen von SPS und SGB diese lebenswichtige Frage anschneiden, so 
müssten sie eine durchdachte und entschlossene Gegenoffensive gegen 
die Regierung (Couchepin und Konsorten) und gegen die Politik der 
Bosse starten. Diese Gegenoffensive müsste sich im sozialen und politi­
schen Bereich wie auch am Arbeitsplatz zeigen. Das wollen die betref­
fenden Verantwortlichen nicht, denn sie nehmen an zu vielen offiziellen 
Gala-Dinners teil.
Die Initiative der SVP zur KVG-Revision ist in diesen Kontext zu stel­
len: Sie sollte eigentlich folgenden Titel tragen: „Für die Leistungssenkung 
und Abbau der Solidarität in der Grundversicherung“.
W ird das „Paket“ an der Abstimmung im September an den 
Absender zurück geschickt, so kann endlich ein Problem auf­
geworfen werden, das für alle Lohnabhängigen zentral ist: Die 
gewollte, verschärfte Konkurrenz zwischen den Arbeitenden 
nagt tagtäglich an ihrer Gesundheit. Menschen über 40 spüren 
die Belastung zunehmend, selbst wenn sie die Empfehlungen 
befolgen und Jogging und andere Sportarten betreiben.
Gesine Schwan, Präsidentin der Europa-Universität Viadrina (Frankfurt 
an der Oder), hält fest: „Heute verbirgt sich hinter dem Begriff Reform für 
die meisten ein Abbau von Mitbestimmung sozialer Sicherung und Lebens­
standard. (Tages-Anzeiger, 3 1. Dezember 2004)
Hinzuzufügen bleibt, dass die Rechte ihre Interessen und ihren W ort­
schatz den institutionellen Linken aufgezwungen hat. Dies ist in der 
aktuellen Debatte über das Paket „freier Personenverkehr und Begleit- 
massnahmen“ wichtig.
Beispiel: Hans-Jürg Fehr, Präsident der Sozialdemokratischen Partei 
Schweiz (SPS), behauptet in Finanz und Wirtschaft, der Zeitung der Zür­
cher Finanzkreise: „W ir stehen auf dem Boden einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung, was nicht das Gleiche ist wie Kapitalismus." (15. Dezember 2004) 
Hören w ir das Urteil des bedeutenden amerikanischen Ökonomen 
John Kenneth Galbraith über solche Klischees: „W ird ,Kapitalismus' 
beschönigend ,Marktwirtschaft‘ genannt, so wird damit nur ein absurde Täu­
schung über die Realität in den Unternehmen verbreitet... Ein solcher Aus-
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4. Die Entwicklung der Europäischen Union ist in 
doppelter Hinsicht negativ. Einerseits ist die EU 
zu einem kontinentalen Labor für neokonserva­
tive Gegenreformen geworden. Die neue EU- 
Kommission verkörpert diese Orientierung. 
Anderseits fuhren die Frustrationen, die durch die 
wirtschaftliche und soziale Krise verursacht wer­
den, zu chauvinistischen und reaktionären Hal­
tungen, die sich in allen Ländern Europas unter 
der Leitung der Regierungschefs verbreiten, wie 
in Italien, Holland und anderswo. Hinzu kommt 
ein Wiederaufstieg des Militarismus im Namen 
eines starken Europas, das sich in Lateinamerika 
(durch die Beteiligung an Privatisierungen), Asien 
oder Afrika bereichert. O ft ist es die Sozialde­
mokratie, wie in Deutschland oder Grossbritan­
nien, die Aufrüstung und Sparpolitik durchsetzt. 
Die EU ist nicht der grosse Austausch der Kultu­
ren, den uns gewisse Kreise weismachen wollen. 
Heute besteht die EU und die Politik der Regie­
rungen der EU-Länder vor allem in sozialem Rück­
schritt, was nur zu einem kulturellen Rückschritt 
fuhren kann. Diese EU ist nicht jene der Lohnab­
hängigen, sondern die EU des Aristokraten Gis­
card d’Estaing und des von Schröder beauftrag­
ten Zerstörers sozialer Errungenschaften, Peter 
Hartz.

Die Gew erkschaftsbosse  
verschliessen die Augen vor der 
Macht der Unternehmer und 
reichen ihnen die Hand

druck verschleiert die wirtschaftliche M acht... Es gibt nur den unpersönli­
chen M arkt Dies ist ein Schwindel. Ein nicht ganz unschuldiger.“  (The Econo­
mics oflnnocent Fraud.Truth for OurTime, Boston 2004)
Diese Bemerkung trifft den Kern einer laufenden Debatte. Die Spitzen 
von SPS und SGB verneinen die Konfrontation zwischen den Interessen 
der Kreise, die den Lohnabhängigen ihren Willen aufzwingen -  weil sie 
die grossen Industrie- und Finanzkonzerne besitzen — und den Bedürf­
nissen der Mehrheit der Menschen, die den Reichtum produzieren. 
Aber die Beschäftigten kontrollieren weder die Nutzung (Investitionen, 
damit verbundene Arbeitsplätze, A rt der Produkte), noch die Verteilung 
dieses Reichtums.
Während die Krise des Systems und die neoliberale Politik den sozia­
len Rückschritt durchsetzen, verschärft sich heute die Konfrontation 
zwischen den gesellschaftlichen Klassen. Diese neue Qualität der Aus­
einandersetzung zeigt sich auch in den offenen Angriffen, die unter der 
Leitung von Couchepin, Merz, Blocher, des Arbeitgeberverbands und 
von economiesuisse lanciert werden, bei denen immer die Dringlichkeit 
von „Reformen“ im Zentrum steht.
Angesichts dieses unausgesprochenen sozialen Krieges will die „offizi­
elle“ politische und gewerkschaftliche Linke die Gegenreformen refor­
mieren. Sie will „runde Tische“ mit „den Partnern“ , um den „Arbeits­
frieden“ weiterzuführen, während die sich die Bosse und die Behörden 
arrogant über diesen „Arbeitsfrieden“ hinwegsetzen.
Auf ihre eigene A rt reitet die offizielle Linke auf der Welle der -  ver­
ständlichen -  Angst der Lohnabhängigen vor Arbeitslosigkeit und Spal­
tung. Sie sagt ihnen: „W ir haben in einer schlechten Situation noch das 
Beste herausgeholt“ . Auf Grund dieser Logik hat sie auch das Paket 
„freier Personenverkehr und Begleitmassnahmen“ akzeptiert. Aber sie 
geht noch weiter, indem sie das Paket aktiv „verkauft“ , zusammen mit 
den Kreisen, die den Angriff auf die Beschäftigten vorantreiben.
Erwin Jutzet, SP-Nationalrat (Fribourg), Präsident der Aussenpolitischen 
Kommission des Nationalrats, erklärt: „Es wird eine umfassende Infor­
mationsarbeit [sic!] nötig sein. Und eine gute Koordination zwischen 
den befürwortenden Kreisen. Diese sind zahlreich, von der Linken bis 
zur Rechten, Gewerkschaften, economiesuisse, Gewerbeverband, Tou­
rismusbranche, Banken, Nahrungsmittelindustrie und Polizeikorps.“ 
(L’Agefi/L’lmpartial, 20. Dezember 2004) Jutzet hat offenbar die Ohrfei­
gen vergessen, die diese scheinbaren, momentanen Verbündeten der SP 
verpasst haben. Für den grösstenTeil der SPS ist die einzige soziale und 
politische Perspektive „Die EU über alles!“ 4
Eine andere -  politische, gewerkschaftliche und ethische -  Per­
spektive versucht die Bedingungen dafür zu schaffen, dass mor­
gen möglich wird, was heute unmöglich ist. Dafür treten wir 
ein. Dies ist die Perspektive, in der sich die Gewerkschafterlnnen und 
sozialen und politischen Aktivistinnen engagieren, die es ablehnen, zu 
verschweigen, was inakzeptabel ist (sei es am Arbeitsplatz oder die viel­
fältigen Diskriminierungen und Ungleichheiten in der Gesellschaft) und 
einen absurden Schleier über die Realität zu werfen, wie Galbraith sagt.
W ie Tausende von Lohnabhängigen verstehen sie, dass das 
vorgeschlagene „Paket“ ein Instrument ist, das die Unterneh­
m er gegen alle Lohnabhängigen einsetzen werden, die heute 
oder morgen in der Schweiz arbeiten. Gemeinsam müssen sie 
auf vielfältige W eise ihre Ablehnung zum Ausdruck bringen.
Die Sonntagspresse titelt: „Ein neuer Import-Schlager: Arbeiter zum 
halben Preis!“ (SonntagsBlick, 24. Oktober 2004). Und UNIA-Präsident 
Vasco Pedrina musste Seite an Seite mit Renzo Ambrosetti bei einer 
Pressekonferenz am 21. Oktober 2004 zugeben: Die Lage habe sich 
seit Juni 2004 verschlechtert... Es werde für 18 Franken gearbeitet, 
obwohl der GAV (Gesamtarbeitsvertrag) einen Lohn von 28 Franken
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vorsehe.
Angesichts dieser Verhältnisse -  die es schon seit langer Zeit gibt, vor 
allem in ausgelagerten Bereichen -  flehen die Gewerkschaftsbonzen die 
Unternehmer an: „D er SGB ruft eher mit zitternder Stimme die 
Unternehmerverbände in den Kantonen dazu auf, nicht das Spiel der 
nationalistischen Rechten zu spielen.“ (L’Agefi, 22. Dezember 2004)
Damit beruhigen sie also die durch diese Unternehmer beschäftigten 
Arbeiter! Dafür servieren sie genauso dieser nationalistischen Rechten 
gewissermassen auf einem Tablett aus Aluminium reihenweise verunsi­
cherte Lohnabhängige, die keinen Pol des Widerstands und der Alter­
nativen zu erkennen vermögen, der ebenso entschlossen handeln 
würde wie „die da oben“ !
Weil die Gewerkschaften die Lohnabhängigen im Stich lassen, kann die 
nationalistische Rechte mit Erfolg eine Kampagne „gegen die Politiker“ 
führen. Sie stützt sich auf das teilweise richtige Gefühl, dass „die 
sowieso nur das tun, was sie wollen.“
Dieses abgekartete Spiel zwischen Unternehmern und Gewerkschafts­
verantwortlichen bringt -  genau wie die Verwendung des Begriffs 
„Marktwirtschaft“ statt Kapitalismus — den Willen zum Ausdruck, die 
Augen zu verschliessen vor der Funktionsweise der grossen Firmen, die 
die Gesetze in diesem Land letztlich machen. Doch ein grösser Spezia­
list des Arbeitsrechts, Gerard Lyon-Caen, hat einmal geschrieben: „Das 
ist eine Täuschung. Das Unternehmen wollte nie eine demokratische Gesell­
schaft sein. Sein Gesetz ist der Profit." Und Jean-Michel Servais von der 
ILO (Internationale Arbeitsorganisation) fügt hinzu: „Wir müssen daran 
erinnern, dass das Arbeitsverhältnis ein Verhältnis von Macht und Unterwer­
fung ist, mit allen Risiken des Missbrauchs, wie irrational diese auch immer 
erscheinen mögen.“5
In der Praxis bedeutet dies genau das, was der Wirtschaftsjournalist 
Vontobel, ein ehemaliger Berater von Vasco Pedrina, schreibt: „Für den 
Arbeitgeber ist es so leicht wie noch nie, teure Arbeitskräfte durch 
günstigere zu ersetzen.“ (SonntagsBlick, 24. Oktober 2004) Diese All­
macht der Unternehmer erfasst sowohl den Bau als auch die Banken. 
Eine aktuelle Studie des Gesundheitsökonomen Gianfranco Domenig- 
hetti über die Bankangestellten zeigt auf, dass der verbreitete Kon­
sum von Medikamenten (Beruhigungsmittel, Antidepressiva) stark mit 
dem Stress verknüpft ist, den die „Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes 
und die mangelnde Solidarität unter den Mitarbeitern“ erzeugen (Le Temps, 
30. Dezember 2004).
Allzu oft spielt die Gewerkschaftspolitik in einer Tonlage des SGB-Che- 
fökonomen Serge Gaillard, der sich in den folgenden Worten an die 
Unternehmer wendet: „Sie haben es in der Hand, weiterhin Schweizer zu 
anständigen Löhnen zu beschäftigen -  dann steigt die Arbeitslosigkeit nicht“ 
(Blick, 28. Dezember 2004)
Diese Haltung wirkt sich in dreifacher Hinsicht negativ auf die
Gewerkschaftsarbeit (die nicht mit gewissen Gewerkschaftsappara­
ten verwechselt werden sollte) aus.
i. Die faktische oder bewusste Komplizenschaft mit den Unterneh­
mern treibt die Chefs der kümmerlichen Gewerkschaftsapparate dazu, 
innerhalb der Gewerkschaft keine wirkliche Kritik zuzulassen. Langsam 
aber sicher eignen sie sich die harte Haltung der Unternehmer in die­
ser Hinsicht an. Sie stellen sich gegen die gewerkschaftliche 
Dem okratie, im gleichen Ausmass wie sie den Schwindel von den 
demokratischen, an den „Bürgern“ und an der „sozialen Verantwor­
tung“ orientierten Unternehmen in der Öffentlichkeit verbreiten hel­
fen. Doch im kapitalistischen System kann dies nicht die Aufgabe eines 
Unternehmens sein, um so weniger, als es in einer scharfen Konkurrenz 
zu anderen Unternehmen steht.

5. Beide Zitate in Melanges en l'honneur de Jean- 
Marie Verdien Droit syndical et droits de l'homme a 
l'aube du X X Ie siede. Dalloz. 200 i .
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Verschlechterung der 
Beschäftigungsverhältnisse... 
im Namen der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze!

2. In seinem Stossgebet an die Unternehmer schreckt Serge Gaillard -  
der denjenigen, die das „Paket ablehnen, vorwirft, das Spiel der frem­
denfeindlichen Kräfte zu spielen -  nicht davor zurück, eine nationale 
Bevorzugung zu betonen: Es geht ihm um die Löhne der Schweizer!
Das ist ein schönes Beispiel für diese Gewerkschaftspolitik, die — schon 
seit ianger Zeit — den zugewanderten Arbeiterinnen Positionen in den 
hintersten Reihen zuweist und sie lange warten lässt, bevor man sie 
wirklich anerkennt -  genau wie auf der Einwohnerkontrolle.
3. Die gesamte Argumentation der Gewerkschaftsdynastien wird sich -  
je näher die Abstimmung kommt -  auf die Notwendigkeit konzentrie­
ren, dieses für die Lohnabhängigen vergiftete „Paket“ zu akzeptieren, 
weil es die schweizerische Wirtschaft begünstigt. Ein alt bekanntes 
Argument, dessen Wahrheitsgehalt die Arbeiterinnen überprüfen kön­
nen, indem sie die Profite der Unternehmen und das Einkommen der 
grossen Bosse mit ihrem Lohnausweis und der Entwicklung ihrer 
Arbeitsbedingungen vergleichen.
In dieser Hinsicht dürfen wir die Goldmedaille dem SP-Nationalrat jean- 
Noel Rey (Wallis) verleihen, dem Chef des (von der französischen Post 
kontrollierten) Privatunternehmens DPD. Er freut sich über die bilatera­
len Verträge, denn dadurch „sind die Interessen des Finanzplatzes geret­
tet und auf vertraglicher Ebene dauerhaft abgesichert.“ (Le Peuple Valai- 
san, 3. Dezember 2004) In seinen Augen wirken sich die Abkommen von 
Schengen und Dublin in erster Linie positiv auf die helvetischen Banken 
aus. W ir können sicher sein, dass dieser protzige ehemalige PTT-Chef im 
September 2005 auf die „fremdenfeindliche Gefahr“ hinweisen wird, wel­
che durch das linke Referendum verstärkt werde.
Wenn es die Bedingungen für eine demokratische Diskussion 
gibt, werden sicherlich  zahlre iche Lohnabhängige dieses 
„Paket“ nicht in Empfang nehmen. Sie werden es ablehnen, 
im Namen der Verteidigung ihrer W ürde, weil sie sich nicht so 
offensichtlich täuschen lassen, und auch im Nam en einer 
anderen Politik mit konkreten Forderungen.
Die Arbeitslosigkeit verharrt seit 1993 konstant auf hohem Niveau. Das 
wissen wir bereits. In den Jahren 2005-2006 wird sie nicht verschwin­
den. Es würde ein Wachstum des Bruttoinlandproduktes (BIP) von ca. 
2.5 % brauchen, damit die Beschäftigung wirklich ansteigt. Davon sind 
wir weit entfernt. Die Credit Suisse hat für 2005 nur 1.6 % vorausge­
sagt, die KOF/ETH nur 1.8 %, die UBS ebenfalls 1.8 %. Und in der Regel 
sind diese ökonomischen Wetterfrösche allzu optimistisch...
Vor diesem Hintergrund tiefer Wachstumsraten haben die Unterneh­
mer entschieden, einen Motor mit drei Zylindern zu fahren: „zuviel 
Arbeit“ für viele Menschen; „keine Arbeit“ für 158’416 Personen im 
Dezember 2004; „ungesicherte Arbeit“ für immer mehr Lohnabhän­
gige, egal welchen Pass sie haben.
Mit dem „freien Personenverkehr“ ohne in ganz Europa verbesserte 
soziale Rechte und ohne den Ausbau der sozialen Rechte in der 
Schweiz, wird dieser Motor wie geschmiert und noch schneller laufen. 
Denn der Benzinpreis (der Preis der Arbeitskraft) sinkt.
Das Schema ist einfach zu verstehen. Hunderttausende von Lohnabhän­
gigen erfahren es am eigenen Leib (siehe Kasten auf Seite 13).
Dieser Rückschritt wird im Namen der Beschäftigungspolitik gemacht. 
Gemeint ist aber keineswegs die Vollbeschäftigung. Das Ziel der Unter­
nehmer besteht darin, den Beschäftigungsgrad gewisser Bevölkerungs­
schichten (Frauen,Junge, usw.) zu erhöhen, um über mehr Lohnabhän­
gige zu verfügen, die zu einem tieferen Preis (Lohn) mehr arbeiten. Und 
dies auch nach der Pensionierung, denn die Renten derAHV und der 2. 
Säule erlauben es immer weniger, die bestehenden Bedürfnisse zu 
befriedigen.
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Das „Paket“ enthält zusätzliches Benzin, um diesen Motor 
des sozialen Rückschritts am Laufen zu halten. Um diese ver­
rückte Maschinerie zu stoppen, müssen wir Schritt für Schritt 
die Bedingungen dafür schaffen, dass sich in Zukunft andere, 
gerechtere soziale Verhältnisse entwickeln können. Ein NEIN  
im Septem ber 2005 ist ein Schritt auf diesem langen, schwie­
rigen Weg. Es ist moralisch besser, aufrecht zu gehen, statt vor 
den „W irtschaftskapitänen“ und ihren politischen Verwaltern 
auf die Knie zu gehen.
Denken wir einerseits an die Situation, in der die bilateralen Verträge 
vom Bundesrat ausgehandelt und vom Parlament -  das Session für Ses­
sion wieder neue Gegenreformen gut heisst — verabschiedet wurden, 
und andererseits an die wenigen zahnlosen flankierenden Massnah­
men, dann wird klar: Dieses „Paket“ aus freiem Personenverkehr und 
flankierenden Massnahmen lässt sich kaum rechtfertigen.
! .  Der Begriff der „objektiven Verbündeten“ -  also von Verbündeten, 
die das nicht sein wollen, es in Wirklichkeit aber sind -  dient dazu, das 
Referendum ins Abseits stellen, zu ohne darüber wirklich diskutieren 
zu müssen.
Diese Methode ist nur zu gut bekannt. Sie wurde von den stalinisti- 
schen und sozialdemokratischen Bürokratien eingesetzt, in den 
Gewerkschaften und im so genannten „politischen Leben.“ Eingeweiht 
hat man sie mit viel Aufwand bei den Moskauer Prozessen in den 
1930er Jahren. Dieser „Begriff“ wurde zu einer der „juristischen Spe­
zialitäten“ des Völkermordregimes von Pol Pot in Kambodscha (1975- 
1978).
Natürlich sind Vergleiche nicht immer richtig. Dennoch zeigt die Ver­
wendung dieses Ausdrucks durch einige Führungskräfte des SGB, wie 
verlegen sie eigentlich sind. Stellen w ird uns vor, dass Francois 
Hollande, der Sekretär der französischen Sozialistischen Partei, Laurent 
Fabius oder Henri Emmanuelli (oder Olivier Besancenot von der Ligue 
Communiste Revolutionnaire) als objektive Verbündete von Le Pen dar­
stellen würde, weil sie ein Nein bei der französischen Abstimmung über 
die EU-Verfassung vom Juni 2005 vorschlagen ? Undenkbar!
Wenn ernsthafte Argumente dargelegt werden sollen und die politische 
Diskussion einen Teil der Dem okratie darstellen soll, darf diese 
Methode nicht zur Anwendung kommen. Dass die Chefs von SGB und 
UNIA sich dieser Methode dennoch bedienen, sagt leider Einiges aus 
über die Vorstellung, die sie von Diskussionen und Demokratie in den 
Gewerkschaften und in der Linken haben.
Um das „Paket“ zu verkaufen, marschieren sie gemeinsam mit den 
Unternehmern und den bürgerlichen Parteien, obwohl diese selbst die 
bescheidensten Forderungen, die im Parlament oder bei Verhandlungen 
über GAV und Löhne an sie gestellt werden, systematisch zurückwei­
sen.
Würden w ir so weit gehen zu behaupten, sie seien die subjektiven Ver­
bündeten der neoliberalen Rechten und der Unternehmer? Natürlich 
nicht.
Denn ihre Haltung ist das Ergebnis einer langen Entwicklung, die sie 
selbst nicht kontrollieren. In ihren Augen erscheinen die heutigen 
gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklungen wie ein riesiger 
Fels, den man nicht bewegen kann. Aber die Unternehmer, die grossen 
Konzerne sowie die Verbände und Parteien, die diese vertreten, bear­
beiten und verschieben diesen Fels Tag für Tag ein bisschen. Das 
Gewerkschaftsbosse und die offizielle Linke hingegen sehen diesen Fels 
nur noch als etwas, das ihnen die Aussicht verstellt. Sie haben keinen 
Horizont mehr.
2. Diese linken Führungskräfte stellen sich hinter die bilateralen Ver­
träge. Sie behaupten sogar, wie Serge Gaillard es am 5. Januar 2005

„Objektive Verbündete“ der 
Frem denfeinde? Ein alt 

bekannter stalinistischer 
Vorwurf

Ein einfaches und bekannte Schem a
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(Jahresarbeitszeit, Überstunden, die durch Ferien 

ausgeglichen werden, wenn überhaupt)

Schwächung des Arbeitsrechts 
(Revision des Arbeitsgesetzes 1998)

anhaltende Arbeitslosigkeit bei schwachem W irt­
schaftswachstum, weil die Stagnation der Löhne 
die Binnennachfrage zum. Erlahmen bringt (trotz 

der Kleinkredite, welche die Haushalte immer 
öfters aufnehmen müssen)

stärkere Steigerung der Produktivität 
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getan hat: „Die Schweiz ist auf den Zugang zu den europäischen Märkten 
angewiesen. Deshalb dürften die bilateralen Verträge mit der Europäischen 
Union (EU) nicht gefährdet werden.... Deshalb ist die Abstimmung über die 
Personenfreizügigkeit in diesem Jahr die wichtigste wirtschaftspolitische Aus­
einandersetzung. "
Die Verteidigung der Rechte aller Lohnabhängigen stellt für sie keine 
konkrete Perspektive mehr dar. Sie setzen auf eine „gute Geldpolitik“ 
der Nationalbank und auf die Förderung der Exportindustrie:„Ob es zu 
einer zusätzlichen Einwanderung kommt, entscheiden also die schweizeri­
schen Unternehmungen, beziehungsweise die Wirtschaftsentwicklung in der 
Schweiz. Nur bei guter Konjunkturlage wird massiv im Ausland rekrutiert 
werden." (http://www.sgb.ch/d-download/050105sergegaillard.doc) Bes­
ser kann man nicht eingestehen, was man vom freien Personenverkehr 
der Lohnabhängigen erwartet und wie man deren Interessen scheinbar 
verteidigen will.
Vergessen geht dabei vor allem eines: Die SVP ist es, die wie keine 
andere Partei auf die Karte der bilateralen Verträge setzte und weiter­
hin setzt. SVP-Präsident und Nationalrat Ueli Maurer hat dies in La 
Chaux-de-Fonds am 8. Januar noch einmal in Erinnerung gerufen: „Was 
die SVP angeht, so verfolgen wir seit 15 Jahren unbeirrt denselben Weg: Wir 
wollen bilaterale Verhandlungen.. . "
Zur Rechten ist man sich in einem Punkt grundsätzlich einig: Es ist 
möglich, diese grosse Menge von Arbeitskräften rentabel auszubeuten, 
die tatsächlich nur über ganz wenige Rechte verfügen wird, und noch 
über viel weniger Rechte, die auch durchgesetzt werden.
Durch ihren Schulterschluss mit den Unternehmern überlässt die offi­
zielle Linke der nationalistischen Rechten das Feld.
Es war notwendig, in dieser Situation zu reagieren. Das haben 
Gewerkschafterlnnen, Aktivistinnen aus der globalisierungs­
kritischen Bewegung und aus der Bewegung der Papierlosen 
sowie sozialistische Aktivistinnen getan. Sie betrachten dieses 
Referendum gegen die kosten- und wirkungslosen flankieren­
den Massnahmen als ein Element für den Aufbau einer neuen 
Bewegung der Lohnabhängigen. Eine solche Bewegung kann 
nur aus vielfältigen Kräften entstehen, die nicht im m er dersel­
ben Meinung sein müssen, sich aber dennoch gegenseitig  
respektieren können und es verstehen, ernsthaft miteinander 
zu diskutieren.

http://www.sgb.ch/d-download/050105sergegaillard.doc


Migration, Konkurrenz, Spaltung und 
Fragmentierung der Lohnabhängigen.
Wir müssen die Fremdenfeindlichkeit dort 
bekämpfen, wo sie durch das System 
entsteht und durch die verschiedenen 
rechten Strömungen genährt wird!

Bei den verschiedenen politischen Kräften wie auch an der Spitze der 
Gewerkschaften ist es ziemlich normal, die Fremdenfeindlichkeit zu 
dulden, ohne viel Aufhebens darum zu machen.
Man kombiniert dann einige Grundsatzerklärungen mit sehr wenigen -  
oder gar keinen — Massnahmen, welche diese besondere Spaltung der 
Lohnabhängigen an der Wurzel anpacken.
Bei der Rechten ist das nicht überraschend. Was die „offizielle Linke“ 
angeht, so wissen wir, dass sich ein Teil der Gewerkschaftsapparate (der 
SMUV, heute Bestandteil von UNIA) seit Jahrzehnten schon zu einer 
nur dem ökonomischen Nutzen verpflichteten Politik gegenüber den 
„ausländischen Arbeitskräften“ bekennt. Diese Politik wurde schon 
immer durch die Unternehmer und die Behörden vorangetrieben.
Die Propaganda für das „Paket“ wird nun einige Allgemeinplätze auf­
greifen und sie in Dogmen verwandeln, die nicht hinterfragt werden 
dürfen. W er diese ablehnt läuft Gefahr, von der classe politique geächtet 
zu werden. Das wäre allerdings nicht weiter tragisch. Aber schauen wir 
uns diese Schwindeleien etwas genauer an, die als „Wahrheiten von 
oben“ verbreitet werden.
Dies ist das beste Beispiel einer falschen Vorstellung, die den Blick auf 
die Realität verstellt.
Es gibt nur wenige Volkswirtschaften auf der Welt, die im selben Aus- 
mass wie der schweizerische Kapitalismus über eine riesige Masse von 
internationalen Investitionen -  vor allem in den EU-Staaten und in Län­
der, die einen starken Entwicklungsschub erfahren -  verfügen.
Es handelt sich um die am stärksten internationalisierte Wirtschaft, 
nicht nur im Verhältnis zu ihrer Grösse, sondern auch in absoluten 
Zahlen. Im Jahr 2002 lag der Nettoüberschuss der ausländischen 
Direktinvestitionen6 -  es handelt sich um Investitionen, die zur Kon­
trolle von Unternehmen im Ausland führen -  bei 179 Milliarden Fran­
ken (Neue Zürcher Zeitung, 3. Februar 2004; Studie der Credit Suisse 
Group).
Gemessen an diesem entscheidenden Kriterium rangiert der schweize­
rische Kapitalismus hinter Grossbritannien, Japan und Frankreich an 
vierter Stelle. Dabei handelt es sich nicht um Investitionen, die dazu 
dienen, Fabriken oder Dienstleistungen zu delokalisieren -  auch wenn 
es möglich ist, dass diese Tendenzen in Zukunft zunehmen werden. 
Diese Investitionen werden getätigt, um Märkte zu erobern, Positionen 
zu besetzen, Rohstoffe zu gewinnen und sich Reichtum (unterschiedli­
che Profite) anzueignen, der in der Schweiz zusammenfliesst und teil­
weise wieder investiert wird.
Der schweizerische Kapitalismus ist also sehr offen gegenüber der 
ganzen Welt, wenn es darum geht, sich Mehrwert anzueignen und 
Lohnabhängige auf internationaler Ebene „zum Arbeiten“ zu bringen.
2003 arbeiteten l ’808’298 Lohnabhängige in Unternehmen im Ausland, 
die durch schweizerisches Kapital kontrolliert werden. Das entspricht 
beinahe der Häifte der erwerbstätigen Bevölkerung in der Schweiz.

Die „gesch lossene“ gegen die 
„offene“ S ch w e iz?

6. Der Nettoüberschuss der ausländischen Direk­
tinvestitionen ergibt sich aus dem Gesamtvolu­
men der aus der Schweiz im Ausland getätigten 
Investitionen abzüglich der aus dem Ausiand in 
der Schweiz getätigten Investitionen
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Eine Schweiz, die sich der 
Einwanderung versch liesst?

Nur schon in den 15 „alten“ EU-Ländern (ohne Osterweiterung) zählt 
man l ’333’732 Lohnabhängige, die in Unternehmen unter Kontrolle 
helvetischen Kapitals beschäftigt sind. Seit 1999 ist diese Zahi in Län­
dern wie Tschechien (von I5’900 auf 20’900) oder Ungarn (von 9’500 
auf 12’ 158) stark angestiegen. Allein in Brasilien arbeiten 87’000 
Beschäftigte in Unternehmen unter Kontrolle des helvetischen Kapitals 
(Schweizerische Nationalbank, Statistische Monatshefte, Dezember 
2004).
Auf der Grundlage von drei Kriterien -  wirtschaftliche Integration, 
Technologietransfer und Kontakte mit internationalen Business-Netz- 
werken -  liegt die schweizerische Wirtschaft auf dem dritten Rang aller 
Länder in Bezug auf deren Integration in die Weltgesellschaft (Neue 
Zürcher Zeitung, 26. Februar 2004).
Diese „schweizerische Präsenz“ ist eine Facette von dem, was man als 
schweizerischen Imperialismus bezeichnen kann. Dieser stützt sich auf 
die „helvetische politische Neutralität“ , um seine Geschäfte -  Industrie, 
Banken und Versicherungen -  besser vorantreiben zu können. Die 
„schweizerischen Banken“ dienen dem Export des kumulierten Reich­
tums der Diktatoren, der vermögenden und korrupten Kreise Rus­
slands, Brasiliens oder Argentiniens, und sie bieten all denen ihre Hilfe 
an, die in ihrem Land -  von Italien bis Deutschland -  keine Steuern 
bezahlen wollen.
Schlussfolgerung: Der schweizerische Kapitalismus ist also gar 
nicht geschlossen, er ist sogar das Gegenteil von zugeknöpft. 
Doch er öffnet sich nur um seine Interessen durchzusetzen, um 
sich den durch die Lohnabhängigen der ganzen W elt produzier­
ten Reichtum anzueignen, und um den Privilegierten und der 
Autokratie des Geldes in der Schweiz eine Banken-Versiche- 
rung gegen jegliche Untersuchung wegen Steuerhinterziehung 
anzubieten. Dieselbe Dienstleistung wird der kleinen Minder­
heit angeboten, die den G rosste il des Verm ögens in der 
Schweiz kontrolliert.
Von dieser Öffnung spricht das offizielle Denken nicht, weder 
rechts, noch in der Mitte, noch links. Stattdessen wird ein gro­
teskes Theater aufgeführt, in dem zwei unwirkliche Figuren die 
Hauptrolle spielen: der (in der Regel sozial-liberal eingestellte) 
„Schweizer EU-Befürworter“ und der (rechte) „Schweizer EU- 
Gegner“ . Genau dies spielt dem transnationalen Unternehmer 
Blocher und der nationalistischen Rechten in die Hände.
Die Notwendigkeit des „freien Personenverkehrs“ und die Gefahr der 
„fremdenfeindlichen Abschottung“ : Diese beiden Leitmotive werden 
die Vertreter des offiziellen Diskurses ins Feld führen -  zusammen mit 
denen, die faktisch beim verbilligten Verkauf des Pakets dieselbe Per­
spektive übernehmen. Welches ist der wahre W ert dieser Angebote im 
Ausverkauf ?
Nach dem Zweiten Weltkrieg (um nicht noch weiter zurückzublicken) 
hat der schweizerische Kapitalismus einen doppelten, koordinierten 
Prozess vollzogen:
Erstens wurden unter der Führung der grossen transnationalen Kon­
zerne (von der Chemie über die Pharmazeutika und die Banken und 
Versicherungen bis zur Maschinenindustrie) Direktinvestitionen im 
Ausland getätigt.
Zweitens wurde ein steter Zustrom von Migrantlnnen sichergestellt, 
ohne dabei die Kontrolle über die Migrationsbewegungen zu verlieren. 
Diese sollen nämlich an die Entwicklung der Investitionsbedürfnisse 
(Kauf von Maschinen und Arbeitskraft) in den verschiedenen W irt­
schaftssektoren angepasst werden.
Der Bericht des Bundesrats (2003) zur Aussenwirtschaftspolitik ist in 
dieser Hinsicht mehr als deutlich: „Nicht jede Unterbietung von Löh-
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nen durch Zuwanderer (sic!) ist jedoch als Missbrauch zu qualifizieren, 
insbesondere im Bereich von qualifizierten und hoch qualifizierten 
Tätigkeitsfeldern kann eine Belebung der Konkurrenz auf dem Arbeits­
markt, durch die Personenfreizügigkeit durchaus erwünscht sein.“ (Bei­
lage zu Die Volkswirtschaft, 2004) Man kann sich kaum eindeutiger für 
eine verschärfte Konkurrenz unter den Lohnabhängigen in den so 
genannten Spitzenbrachen aussprechen.
Wenn es übrigens um die Auswahl von Personen von ausserhalb der 
EU der 25 geht, ist die Qualifikation das entscheidende Kriterium, denn 
sie kann billig gekauft werden, „ohne Missbrauch“ . Denn in gewissen 
Bereichen des Arbeitsmarkts sind die „Spezialisten“ in den Augen der 
Unternehmer zu teuer geworden.
Die verschiedenen Sektoren der Unternehmer verlangen also weiter­
hin möglichst freien Zugriff auf bestimmte Kategorien von zugewander­
ten Arbeitskräften. Dabei sind sich die Betreiber von Restaurants mit 
den Grosskonzernen der Pharmaindustrie nicht in allen Punkten einig. 
Aber der Bundesrat wird versuchen, es allen beiden recht zu machen. 
Das Wesentliche liegt aus Sicht der Unternehmer allerdings noch ein­
mal anderswo. Ihre Interessen konzentrieren sich zurzeit auf die folgen­
den zwei Themen:
! . Das Hauptziel besteht darin, eine Selektion aufrecht zu erhalten und 
die „Rentabilität“ dieser Arbeitskräfte sicherzustellen. Bestimmte Kate­
gorien von Personen (Arbeitslose, Asylbewerber, IV-Bezüger) werden 
immer als „Last für die Gemeinschaft“ dargestellt. In den 1950er und 
1960er Jahren zeigte man mit dem Finger auf die Familien der Saison- 
niers -  die sich endlich in der Schweiz einrichten konnten (Familien­
nachzug) -  wenn einige Mitglieder dieser Familien nicht arbeiten gin­
gen. Doch die Söhne und Töchter von Migrantlnnen aus Italien oder 
Spanien (zweite oder dritte Generation) bilden heutzutage einen 
bedeutenden Teil des Personals der Banken und Versicherungen.
Diese lügnerische Kampagne über die durch Migrantlnnen oder 
Arbeitslosen verursachten „Kosten“ dient dazu, Spaltungen innerhalb 
der Migrationsbewegungen und zwischen den zugewanderten und den 
ansässigen Arbeiterinnen aufrecht zu erhalten.
Ausserdem verstellt diese jämmerliche Lüge den Blick auf die Art und 
Weise, in der die Unternehmer den Arbeitsmarkt organisieren. In den 
jahrzehnten 1950 bis 1980 blieb die Entwicklung der Reallöhne stets 
hinter dem Wachstum der Produktivität zurück, was sich in sämtlichen 
Studien der OECD über die Schweiz nachlesen lässt. Seit Beginn der 
1990er Jahre besteht das Ziel darin, die Löhne zu blockieren und zu 
senken. Um die Aufmerksamkeit vom Kern der Unternehmerpolitik 
weg zu lenken und einen Sündenbock zu finden ist es ganz nützlich, die 
Asylbewerberinnen, die Invaliden oder die Arbeitslosen als eine Last für 
die Gemeinschaft zu bezeichnen. Wenn wir dies in Erinnerung behalten, 
ist es nicht mehr so schwierig zu verstehen, wie die gesellschaftliche 
und ideologische Konstruktion von Fremdenfeindlichkeit vor sich geht. 
Die Geschichte zeigt, dass die Sündenböcke oft dazu gebracht werden, 
sich gegenseitig zu bekämpfen (Arbeitslose gegen Zuwanderer, betro­
gene Rentner gegen Arbeitslose und Migrantlnnen).
2. Ausserdem soll die Kontrolle der Migrantlnnen und ihrer Herkunft, 
durch mehr oder weniger brutale Methoden, ein Instrument im Dien­
ste des „sozialen Friedens“ bleiben. Diese Kontrolle wurde seit jeher 
durch die „Gefahr des Anstiegs der Fremdenfeindlichkeit“ gerechtfer­
tigt!
Deshalb kommt es zu diesem verhängnisvollen Zusammentreffen des 
freien Personenverkehrs mit den Verträgen von Schengen und Dublin 
und dem neuen Ausiändergesetz (AuG).
Dennoch hat die ausgeprägte Transnationalisierung des schweizeri­
schen Imperialismus dazu geführt, dass die Schweiz weltweit und



7. Die neuen EU-Mitgliedsländer sind Polen.Tsche- 
chische Republik, Ungarn, Slowenien, Slowakei, 
Lettland, Zypern, Litauen, Estland und Malta. Ihre 
Gesamtbevölkerung umfasst 77 Millionen. Die 
neue EU der 25 hat nun 455 Millionen Einwoh­
ner Das BIP der erweiterten EU entspricht etwa 
28 % des weltweiten BIP Im Jahr 2003 lag die 
durchschnittliche Arbeitslosigkeit in den „alten" 
Mitgliedsländern der EU knapp unter 8 %. In der 
EU der 25 liegt sie bei 9 %.

8. Zu einer solchen solidarischen und sozialen Per­
spektive zählen die folgenden Elemente: Erstens 
die Durchsetzung eines europäischen Minimai- 
lohnes, der sich an den Ländern mit den höhe­
ren Standards orientiert-. Zweitens ist eine radi­
kale Arbeitszeitverkürzung ins Auge zu fassen. Als 
erster Schritt in diese Richtung ist die 35-Stun- 
den-Woche zu verwirklichen und zwar so, dass 
einzelne Länder nicht ausscheren können. Drit­
tens gilt es in ganz Europa ein garantiertes Min­
desteinkommen für alle durchzusetzen. Diese 
Schritte erlauben es, die Produktivitätsgewinne 
anders in der Gesellschaft zu verteilen. Dazu 
gehören auch öffentliche Investitionen zur Erneue­
rung und Verbesserung der öffentlichen Dienste.

sicherlich auch in Europa zu den offensten Einwanderungsländern zählt. 
Ein Drittel der Bevölkerung entstammt entweder direkt oder durch 
mindestens einen Elternteil der Einwanderung, ein Viertel ist ausserhalb 
der Schweiz geboren.
Für die Unternehmer und die Behörden ist es sehr wichtig zu verhin­
dern, dass es zu einem Zusammenschluss eines grossen Teils der Lohn­
abhängigen egal welcher Herkunft in einer gemeinsamen Bewegung 
kommt, die dem Kapital gemeinsame Bedürfnisse und Forderungen ent­
gegenstellt.
Eine „Personenfreizügigkeit“ mit äusserst zerbrechlichen sozialen und 
gewerkschaftlichen Rechten wird zu einer Situation führen, welche die 
Konkurrenz und Fragmentierung der Lohnabhängigen ebenso begün­
stigt wie individuelle Reaktionen von Frust und Verzweiflung.
Dies umso mehr, als die Unternehmerschaft eine Politik durchsetzt, die 
sich nur am wirtschaftlichen Nutzen des Migrationspotenzials aus den 
zehn neuen Mitgliedsstaaten der EU7 orientieren. Ausserdem wird die 
Arbeitslosigkeit in der ganzen EU hoch bleiben, ganz im Einklang mit 
der Austeritätspolitik der Europäischen Zentralbank und der Regierun­
gen.
In dieser Situation besteht die Gefahr, dass ohne wirkliche 
und gesetzlich geschützte gemeinsame Verteidigungsinstru­
mente (Betriebskommissionen, aktive Gewerkschaften) die 
individuelle fremdenfeindliche Haltung die Oberhand gewin­
nen kann. Und dann w ird es noch sch w ierig er w erden, 
gemeinsam solidarische Aktivitäten zu entwickeln.
Auch das ist ein guter Grund, das „Paket“ zurück an den 
Absender zu schicken. Auf der Grundlage eines neues Kampfs 
für verbesserte gesetzliche Rechte und Garantien besteht die 
Möglichkeit, dass die Kräfte, die in der neuen EU  der 25 die 
neue neoliberale Europäische Verfassung ablehnen, miteinan­
der eine Politik vereinbaren, die eine soziale Perspektive in 
ganz Europa eröffnet.8
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Die neue Mauer von Schengen und Dublin

Auf der Linken begehen die Propagandistlnnen des Kampfs gegen die 
nationalistische und fremdenfeindliche Rechte eine Todsünde, indem sie 
sich auf die Seite der Befürworterinnen von Schengen und Dublin stel­
len ! Tatsächlich kommt den Verträgen von Schengen und Dublin im 
Rahmen der Bilateralen eine ganz zentrale Bedeutung zu.
Der Verband der Schweizer Unternehmen (economiesuisse) erklärt, 
weshalb in der Schweiz dank der Verträge von Schengen’ und Dublin 
nach einem ersten Antrag auf Asyl in einem anderen Land in Europa 
kein zweiter Asylantrag gestellt werden kann.
„Im Falle einer Rückweisung durch die EU, können sie (die Asylbewerber) 
nämlich in der Schweiz ein neues Gesuch stellen. Man schätzt (siel), dass 
einer von fünf Asylbewerbern dies tu t... Wenn die Schweiz ausserhalb des 
,Systems von Dublin’ verbleibt, droht ein starker Anstieg von Asylgesuchen, die 
in Europa bereits abgelehnt wurden.“  (Point de repere, November 2004)
Bereits 1991 wurde in einem Bericht des Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartements (EJPD) behauptet, dass die Schweiz dank diesen 
Verträgen kein „Unterschlupf“ für Kriminelle in Europa mehr sein 
werde!
Mit Schengen und Dublin werden die Behörden endlich (offiziell) 
Zugriff auf das Schengener Informationssystem (SiS) und auf die Finger­
abdrücke der Asylbewerber haben, die seit November 2003 erhoben 
werden. Diese werden in der Datenbank Eurodac gespeichert. Durch 
die Verträge von Schengen werden die Einwohner aus 126 Ländern der 
Visumspflicht unterstellt.
Das Informationsblatt von economiesuisse, die der Presse gerne ihre 
Kanäle öffnet, fasst zusammen, worum es geht: „Mit der Möglichkeit 
des direkten Zugriffs zum Informationssystem SIS und zur elektroni­
schen Datenbank Eurodac bekomme die Schweiz neue Instrumente zur 
Bekämpfung von Kriminalität und Asylmissbrauch.“ (dossierpolitik, 13. 
Dezember 2004, Nummer 46/1)
Kriminelle und Asylbewerber werden ohne weiteres in denselben Topf 
geworfen! Es ist alles eine Frage der Definition:Wer millionenschwere 
Finanzströme aus einem armen Land ausführt, begeht kein Verbrechen. 
Es handelt sich dabei nur um einen Kapitalexport in Richtung „unserer 
Banken“ . Ganz anders, wenn jemand zwei Asylgesuche in zwei Ländern 
stellt: hier handelt es sich um ein Delikt, denn der Asylbewerber will ja 
etwas vertuschen.
Schengen und Dublin geben dem, was Hannah Arendt in ihrem Werk 
über die totale Herrschaft und den Imperialismus feststellte, eine kon­
krete Gestalt: Neu sei der nicht der Verlust des Wohnsitzes, sondern 
die Unmöglichkeit, einen neuen zu finden.
Die Asylpolitik der EU -  und der Schweiz -  widerspricht direkt dem 
Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Verein­
ten Nationen über den freien Personenverkehr. Denn es wird eine 
Rechtsungleichheit zwischen zwei Kategorien von Menschen geschaf­
fen, und zwar im Bereich ejer Grundrechte.
Auf der einen Seite gibt es nun Menschen, die sich frei bewegen und 
sich dort niederlassen können, wo es ihnen gefällt. Auf der anderen 
Seite sind diejenigen, denen diese Möglichkeit verwehrt bleibt. So wird 
eine grundsätzliche Ungleichheit geschaffen, die zu zahlreichen Unge­
rechtigkeiten führt. Tag für Tag liefern uns die Arbeits- und Lebensbe­
dingungen der „Asylbewerber“ neue Beweise dafür. Und so mancheR

Die bürgerlichen Parteien und 
die Unternehmer 

sagen offen ihre Meinung

9. Am 19. Januar 1990 wurde der Schengener Ver­
trag unterzeichnet, der eine Vereinbarung ergänzt 
die bereits im Juni i 985 in dieser luxemburgischen 
Stadt in der „Region der drei Grenzen“ geschlos­
sen wurde.
Nach einigen Verzögerungen ist derVertrag im 
März 1995 zwischen den ersten sieben Unter­
zeichnerstaaten in Kraft getreten. Diese Verträge 
kombinieren den „freien Personenverkehr" inner­
halb der EU mit der Beibehaltung von Personen­
kontrollen an den Grenzen einiger Länder, zum 
Beispiel Grossbritanniens oder Irlands. Einwoh­
ner aus 126 Staaten unterliegen heute derVisum- 
spflicht.
Jedes Asylgesuch wird nur von einem Schengen­
Mitgliedstaat untersucht Zuständig ist dafür der 
Staat, in dem bereits ein Verwandter des Gesuch­
stellers als Flüchtling lebt Die „Harmonisierung der 
Rückweisungspolitik“ (und der entsprechenden 
strafgesetzlichen und polizeilichen Massnahmen) 
schreitet voran. Dies widerspricht im Prinzip der 
Genfer Konvention über die Flüchtlinge von i 950, 
die 19 5 1 als UNO-Resolution 429 verabschiedet 
wurde und 1954 in Kraft getreten ist 
Diese Konvention entstand nach der Tragödie des 
Zweiten Weltkriegs und sollte sicherstellen, dass 
in Zukunft jede Person, deren Grundrechte im 
eigenen Land schwerwiegend gefährdet sind, in 
einem anderen Staat Schutz finden kann. Dieser 
Grundsatz wäre heute wichtiger denn je. Den­
noch wird er durch die EU mit Füssen getreten, 
deren Politik im Asylbereich die Situation ständig 
verschlechtert, genau wie im sozialen Bereich. 
Diese beiden Entwicklungen ergänzen sich im 
Übrigen hervorragend, wenn es darum geht, 
gewisse Sektoren des Arbeitsmarkts „flüssiger“ 
zu gestalten.

Die Unmöglichkeit einen 
Wohnsitz zu finden
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Die Position der S P  und des 
SGB zu den Abkommen von 
Schengen und Dublin

Der Einsatz prekärer 
Arbeitskräfte

europäischeR Bürgerin zeigt sich dann schockiert, wenn ein Land aus 
der „Dritten Welt“ von ihr oder ihm vielleicht ein Visum verlangt!
Im März 2003 trafen sich die EU-Minister in Griechenland und haben 
auf Vorschlag des Sozialdemokraten Tony Blair mit der Schaffung eines 
Systems von „Schutzzonen“ begonnen. Es geht darum, an den Aussen- 
grenzen der EU der 25 Flüchtlingslager einzurichten. Im Februar 2003 
kommentierte die französische Wöchenzeitung Le Courrier Internatonal 
diese „humanitäre Politik“ ganz treffend mit dem Titel: „Die Kunst, die 
Flüchtlinge los zu werden.“
Was sagen die Führungskräfte der SPS und des SGB zu Schengen und 
Dublin,... also genau jene Personen, welche die Träger des „Referen­
dums für eine Personenfreizügigkeit mit tatsächlichen sozialen und 
gewerkschaftlichen Rechten“ als „objektive Verbündete“ der Fremden­
feinde zeichnen ?
SP-Sprecher Jean-Philippe Jeannerat tut sich hervor, indem er verlauten 
lässt: „Schengen und Dublin stehen ganz oben auf der Liste unserer Prioritä­
ten für 2005, zusammen mit dem Gold der Nationalbank und derAHV.“  (Le 
Temps, 2. Oktober 2004) Hier haben wir wirklich einen Spitzenvertre­
ter der SP, dessen W ort Gold wert ist.
Die SP-Ständerätin Monika Dusong aus Neuchätel zeigt sich auch ganz 
zufrieden: „Die Zusammenarbeit im Rahmen des Abkommens von Dublin 
wird verhindern, dass die Schweiz zu einer Asylinsel wird.“  Sie fürchtet sich 
vor einer „zunehmenden und unkontrollierten Einwanderung.“ (La 
Uberte, 15. Oktober 2004)
Die Tageszeitung 24 heures aus der Waadt zeigt sich überrascht von 
dieser Kampagne, bei der eine Argumentation zum Tragen kommt, „die 
dazu neigt, Ausländer und Übeltäter gleichzusetzen“  ( 15. Oktober 2004). 
Wenn angesichts von schreienden Ungerechtigkeiten das Schweigen 
zur Regel wird, muss man leider von Zustimmung sprechen. Wer das 
einmal hinnimmt, wird immer wieder dazu bereit sein.
Die „flankierenden Massnahmen“ müssen auch in dieser Hinsicht kriti­
siert werden. Im besten Falle bringen sie so etwas wie eine hilflose gute 
Absicht zum Ausdruck. Im schlechtesten Falle handelt es sich nur um 
ein Täuschungsmanöver. UNIA-Boss Andre Daguet spricht den auch 
bewusst formelhaft vom „absoluten Minimum“.
Tatsächlich zeigt die Heftigkeit, mit der die UNIA-Führung all jene als 
„Fundamentalisten“ diffamiert, die sich ernsthaft um die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der grossen Mehrheit der Lohnabhängigen sorgen, 
wie sehr sie selbst in Verlegenheit geraten sind. Um sich dem Verband 
der Schweizer Unternehmen als junior partner anzubieten und gemein­
sam mit ihm die Verträge von Schengen und Dublin zu verteidigen, 
braucht man schon ein gebrochenes Rückgrat und längst verlorene, in 
Seufzern ertränkte Überzeugungen.
Die Arbeiterinnen spüren das. Viele von ihnen haben sowohi die Arro­
ganz der Unternehmer bei den Vertragsverhandlungen erlebt, als auch 
die Bedingungen wahrgenommen, die den vollständig destabilisierten 
Lohnabhängigen -  den „Illegalen“ , den Temporären -  aufgezwungen 
werden, wenn sie von undurchsichtigen Zulieferfirmen auf den Bau 
geschickt werden.
Die prekären Arbeitskräfte -  deren ungesicherte Arbeitsbedingungen 
langsam aber sicher als etwas Normales anerkannt werden -  fallen 
nicht einfach so vom Himmel.
Sie sind nicht hier, weil Zehntausende an den Grenzen nur darauf war­
ten, in die Schweiz zu strömen. In Wirklichkeit bieten Unternehmer 
verschiedener Sektoren (Reinigung, Bau, Hotellerie und Restauration, 
Landwirtschaft, Billig-Discounter, usw.) permanent „illegale“ , „nicht 
angemeldete“ oder „ausgelagerte“ Arbeitsplätze an.
Mit diesem Angebot wird die Auswahl der „intelligenten Köpfe“ von 
ausserhalb der EU der 25 kombiniert. Wie wir wissen, tolerieren das
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Behörden ausdrücklich. Die Repressionsmassnahmen dienen in diesem 
Bereich nur dazu, die Lage der Lohnabhängigen weiter zu verschlech­
tern, die dazu gezwungen sind, das Inakzeptable zu akzeptieren.
Morgen wird es zu einer Schwächung der sozialen und gewerkschaftli­
chen Rechte aller und zur verschärften Konkurrenz unter den Lohnab­
hängigen des Europas der 25 kommen. Dabei wird es eine Besonder­
heit geben: Gewisse Unternehmer werden versuchen, Nicht-Europäer 
durch Personen aus Ländern zu ersetzen, in denen die Arbeitslosigkeit 
im umgekehrten Verhältnis zum Einkommen steht... (Rumänien, Bulga­
rien). All dies wird geschehen, indem gleichzeitig die „Lohnkosten“ 
gesenkt werden und die Arbeit noch anstrengender gemacht wird.
Die Abkom m en von Schengen und Dublin und die Personen­
freizügigkeit m it den wirkungslosen flankierenden Massnah­
men passen gut zusammen. Sie müssen insgesamt abgelehnt 
werden, damit der W eg frei wird für eine andere Politik: eine 
Politik, die die sozialen und gewerkschaftlichen Rechte, aber 
auch die Rechte der Migrantlnnen und Asylbewerberinnen  
grundlegend verbessert.



Eine Wirtschaft, die vom Untergang 
bedroht ist?

Eine der „liberalsten“ und 
„wettbewerbsfähigsten“ 
Volkswirtschaften

10. Zu den offensichtlichen Vorteilen für die Indu­
striellen, deren Unternehmen zu einem Modell 
für die Ausbeutung der „menschlichen Ressour­
cen" werden, siehe den Beitrag von R Masson von 
Bobst in Point de repere, Nr. 24.

Immer wenn die „Wirtschaftskapitäne“ und ihre Regierungsgehiifen 
eine neue Gegenreform durchsetzen wollen, dann malen sie den Teufel 
an die Wand. Zehntausende von Arbeitsplätzen drohen ihrer Meinung 
nach verloren zu gehen, wenn „das souveräne Volk“ den strengen Rat­
schlägen der Unternehmer und des Bundesrats nicht folgt.
W ie ist es aber möglich, dass es heute in der Schweiz überhaupt noch 
Arbeitslose gibt, obwohl der Souverän doch immer wieder Arbeits­
plätze gerettet hat, in dem er „richtig entschieden“ hat, dank der stets 
vorherrschenden subtilen Falschinformation? Schauen wir uns einige 
Fakten an.
Eine aktuelle Studie des KOF-Instituts an der ETH Zürich zeigt, dass 
sie schweizerische Wirtschaft im Bereich der Innovationen führend 
bleibt und vor Deutschland, Schweden und Finnland liegt (Neue Zür­
cher Zeitung, 20.April und I./2 . Mai 2004).
Schlechte Entscheide der grossen Finanz- und Industrieunternehmen 
haben diesen Vorsprung allerdings manchmal in Frage gestellt (Basler 
Zeitung, 30. April 2004). Das Bundesamt für Statistik schreibt: „Die 
Schweiz gehört im Innovationsbereich zu den führenden europäischen Län­
d e r n (23. Dezember 2004)
Die Rentabilität des helvetischen Kapitals droht in nächster Zeit kaum 
einzubrechen. Aber die Wirtschafsführer wollen ihre Vorteile einfach 
noch ausbauen. Sie möchten Kontingente von intelligenten „Köpfen“ 
bilden, die anderswo auf Kosten des Herkunftslandes ausgebildet wur­
den, und diese in die Schweiz holen. Anders gesagt wollen sie den Exo­
dus der gebildeten Arbeitskräfte aus den Ländern der Dritten Welt 
(brain drain) unterstützen. Dadurch werden die Ressourcen gewisser 
peripherer Länder weiter geschwächt.
Die bilateralen Verträge ermöglichen auch eine Reduktion der 
Importzölle, zum Beispiel auf Produkte, die in ausgelagerter Produk­
tion im Ausland hergestellt werden.10
Ausserdem möchten unsere Wirtschaftsführer sich in einem grossen 
Pool von Arbeitskräften mit bescheidenen Löhnen bedienen können — 
sei es in der Industrie, in den verschiedenen Dienstleistungsbereichen 
oder auf dem Bau.
Die Wettbewerbsfähigkeit einer kapitalistischen Wirtschaft zu gestal­
ten, heisst nichts anderes als optimale Bedingungen herzustellen, um 
sich den durch die gesellschaftliche Arbeit einer grossen Zahl von 
Lohnabhängigen hergestellten Reichtum anzueignen.
Weil sie gerade das nicht sehen und verstehen wollen, sind die offizi­
elle Linke und die Gewerkschaften bereit, die nationale Einheit zu 
akzeptieren, die immer den Stärkeren zu Gute kommt: den Konzernen 
und Unternehmen, deren wirtschaftliche, also auch politische Macht 
noch nie sc konzentriert und stark war wie heute. So fügt sich diese 
„Linke“ im Namen der Unterstützung der Exportindustrie, die Vasco 
Pedrina einfordert, in ihr Schicksal (Work, 10. Dezember 2004).
Diese Übereinstimmung mit „unserer“ Industrie, die brutale 
Restrukturierungen vornimmt, soll das „Geschenkpaket“ der 
Gewerkschaften an die Unternehmerschaft im Austausch gegen 
Arbeitsplätze rechtfertigen. Indem die Gewerkschaftsspitzen 
die wirkungslosen flankierenden Massnahmen akzeptieren, tra­
gen sie nicht dazu bei, dass sich die Lohnabhängigen gemeinsam
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verteidigen und organisieren können. Sie überlassen das Feld 
dem Rennen um „Wettbewerbsfähigkeit“ , also der Verschlech­
terung der Arbeitsbedingungen zugunsten des Profits. Ein sol­
ches Geschenk seitens der Gewerkschaften ist unzulässig.
Den Verfechtern der Gegenreformen und der Unternehmerschaft 
dient die Senkung der „Lohnkosten“ als zentrale Massnahme im welt­
weiten Rennen um Wettbewerbsvorteile, in einem diskret verbreite­
ten Bericht (Economic Briefing Nr. 37, 2004) zählt Credit Suisse alle 
schon heute existierenden Vorteile für die grossen Schweizer Unter­
nehmen auf.
Die Arbeitgeber verbreiten internationale „Lohnvergleiche“ , um damit 
aufzuzeigen, dass diese „Kosten zu hoch“ seien. Diese Durchschnitts­
zahlen machen keinen Sinn. Es ist etwa so, wie wenn man die Beine 
eines Menschen in den Ofen steckt, seinen Kopf in den Kühlschrank 
und dann seine Temperatur am Bauchnabel misst. Das Äquivalenzein­
kommen (siehe Anmerkung 3) ergibt ein sozial gesehen sehr viel reali­
stischeres Bild der Situation.
In den letzten Jahren gab es zwei Lohnentwicklungen: Stagnation oder 
Senkung der Löhne in der Industrie und im Dienstleistungssektor für 
die Mehrheit der „Mitarbeiterinnen“ und Lohnerhöhungen für das 
hohe Kader für einige Industrien (z.B. Pharmaindustrie) und bei den 
Dienstleistungen. Dadurch wurde der Graben zwischen diesen Kader­
leuten und der Mehrheit der Lohnabhängigen vertieft. So gesehen ver­
fälschen die Durchschnittswerte das Bild noch mehr.
Um die Lohnerhöhungen für mittlere Kader zu bremsen, will die 
Unternehmerschaft qualifizierte Arbeitskräfte aus der EU der 25 
importieren sowie eine beschränkte Anzahl von Spezialisten von aus­
serhalb der EU. Gleichzeitig wollen die Eigentümer der Wirtschaft mit 
Hilfe des Wettbewerbs auf der EU-25-Ebene und der Arbeitslosigkeit 
den Druck auf die anderen, bereits niedrigen, Löhne erhöhen.
Schliesslich verdecken diese Durchschnittwerte das effektive Einkom­
men von zahlreichen Frauen, die gezwungenermassen Teilzeit arbeiten, 
mit Elendslöhnen und Arbeitszeiten, die über die vertraglich vereinbar­
ten Stunden hinausgehen, aber nicht immer bezahlt werden. Von sol­
chen Situationen sind auch immer mehr Beschäftigte über Fünfzig 
betroffen. Oft finden sie nur solche Stellen... die für die Arbeitgeber 
sehr rentabel sind, umso mehr als diese Beschäftigten über grosse 
Erfahrung verfügen, die dem Arbeitgeber zugute kommt. Dieser kann 
sich dabei auch noch anmassen, sehr menschlich zu handeln.
Die hohen Schweizer Löhne sind im Vergleich zu gewissen EU- 
Ländern (den Konkurrenten, gegen die „Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
gemeinsam kämpfen sollten“ !) im m er mehr ein Mythos der Propa­
ganda und journalistischer Gemeinplätze. Das gilt um so mehr, als 
diese rechnerischen Vergleiche bei der Schweiz Sozialbeiträge wie die 
Zweite Säule (Pensionskassen) einbeziehen, jedoch nicht die Kosten der 
Krankenversicherungsprämien für die Beschäftigten."
Es gibt eine A rt Archipel der Löhne: Jede Branche und fast jedes 
Unternehmen legt seine Löhne fest. Auf Landesebene gibt es keine 
wirklichen Lohnnormen. Es herrscht eine starke Fragmentierung der 
Löhne. Im gleichen Unternehmen, in der gleichen Abteilung gibt es 
unterschiedliche Löhne für gleichwertige Arbeit, und nicht nur zwi­
schen Männern und Frauen. Dadurch entsteht mehr Wettbewerb 
unter den Beschäftigten. Diskretion in Lohnfragen wird von den 
Arbeitgebern als obligatorische Vertraulichkeitsangelegenheit darge­
stellt.
Stellen w ir uns die Situation mit „freiem Personenverkehr“ ohne 
Lohnregelungen und Schutz der gewerkschaftlichen Rechte vor. Die 
Spaltungen und Reibereien in einem Betrieb, von denen der Arbeitge­
ber profitieren wird, werden noch grösser. Ausserdem kommen dann

Ausbeutung und Stillhalten am 
Arbeitsplatz

I I . D ie  Z w eite  Säule besteht hauptsächlich aus 
den Pensionskassen und funktioniert auf Kapital­
basis (der oder die Versicherte erhätt das, was das 
kumulierte Kapital einbringen sollte). Immer sel­
tener ist eine im Voraus festgelegte Rente gesi­
chert. So ersetzt das Beitragsprimat mit grösser 
Geschwindigkeit das Leistungsprimat, bei dem die 
Rente prozentual zu einem Lohndurchschnitt 
errechnet wurde. Die Rente hängt dann vom Auf 
und Ab der Börse ab, und vom unberechenba­
ren Profil einer „Karrie re"... des Arbeiters, der 
Verkäuferin, Krankenschwester oder des Beam­
ten, der ein einfacher von Arbeitslosigkeit bedroh­
ter Angestellter wurde.
W ährend einiger Zeit noch kann ein höherer 
Kaderangestellten der mehr als 774’000 Franken 
im Jahr verdient ohne Obergrenze in seine Pen­
sionskasse einbezahlen. D er Arbeitgeber trägt 
gleich viel oder mehr bei. Zwei Zahlen illustrie­
ren diese P rax is : Als erstes „explodiert" der 
Durchschnitt der Lohnberechnungen nach oben, 
wenn solche „Beiträge", in denen die Einzahlun­
gen in die Zweite Säule enthalten sind, dazuge- 
rechnet werden. Ausserdem erhöhen diese Beiträ­
ge in die Zweite Säule -  deren Ungerechtigkeit 
nicht mehr bewiesen werden muss -  die angeb­
lichen Sozialausgaben in der Schweiz beträchtlich. 
Dabei dienen diese Beträge doch vor allem dazu, 
den von Banken und Versicherungen verwalteten 
Fonds neue Profite zuzuführen.

Archipele der Löhne
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Die längsten Arbeitszeiten 
Europas

12. Lohnkosten pro Einheit sind der gesamte Lohn 
geteilt durch die produzierte Menge. Ihre Ent­
wicklung hängt von der des Lohnes und der der 
Produktivität ab. Die Produktivität entspricht dem 
Verhältnis zwischen Produktionsvolumen und 
Arbeitsvolumen unter Einrechnung der Arbeits­
zeit und -intensität

13. Die aktive Bevölkerung setzt sich aus den Men­
schen zusammen, die einer bezahlten Beschäfti­
gung nachgehen. Sie sind die aktive beschäf­
tigte Bevölkerung (Beschäftigungsgrad), Um 
die Definition der aktiven Bevölkerung zu ver­
vollständigen, müssen diejenigen hinzugezähtt wer­
den, die eine Stelle suchen (Erwerbslose).
Die inaktive Bevölkerung besteht aus den Perso­
nen, die keine Anstellung haben und keine suchen. 
Diese Definition wirft aber einige Probleme auf. So 
können Frauen, die Teilzeit arbeiten, angesichts der 
angestiegenen Erwerbslosigkeit darauf verzichten, 
eine Vollzeitstelle zu suchen, weil sie ihre Chancen 
als gering einschätzen. Studierende können ange­
sichts der Ungewissheit eine Steile zu finden sich 
dazu entschliessen, ihr Studium zu verlängern und 
dabei von der Familie unterstützt zu werden, selbst 
wenn das materielle Probleme aufwirft. Beide Bei­
spiele zeigen, dass es sich keineswegs um inaktive 
Mitglieder der Gesellschaft handelt.

Höchster Beschäftigungsgrad 
Europas13

zu den heute ausgespielten Gegensätzen zwischen „jungen“ und .Ä lte­
ren“ noch die zwischen Beschäftigten verschiedener Herkunft. Die 
Archipele unterschiedlichster Löhne -  seit langem von Gewerkschaf­
ten wie dem SMUV, dessen Führung ein entscheidendes Gewicht in 
der UNIA hat, akzeptiert -  bilden die Grundlage für Konflikten unter 
den Lohnabhängigen und für Fremdenfeindlichkeit.
Die Richtlinienentwürfe der EU-Kommission sehen verlängerte 
Arbeitszeiten vor, das zeugt aber nur von einer organisierten Nivellie­
rung in der ganzen EU. Die Schweiz kommt nämlich gleich nach... 
Litauen und Lettland! Diese Länder belegen den 4 L  und 50.Rang auf 
der internationalen Liste des „Human Development indicator“ der 
UNO.
Langes und intensives Arbeiten mit hoher Produktivität bedeutet, dass 
der Anteil der Löhne an jeder produzierten Einheit so gering wie mög­
lich ist. Das sind die einzigen „Lohnkosten“ , für die sich die Arbeitge­
ber wirklich interessieren, denn sie bestimmen zu einem grossen Teil 
die Gewinne. Sie interessieren sich nicht nur für Lohnhöhe, sondern 
die Lohnhöhe im Verhältnis zu der in einer bestimmten Zeitspanne 
produzierten Menge (Lohnkosten pro Einheit und Produktivität).12
In dieser Hinsicht sind die Schweizer Firmen in der Spitzenklasse.Auch 
weil sie in sehr spezialisierten Sektoren tätig sind, in den Marktnischen 
der Weltwirtschaft. Hier sind Qualität und Spezialisierung für die Wett­
bewerbsfähigkeit ausschlaggebend: A rt und Qualität des Produktes, 
Lieferfristen, Wartung, Weiterentwicklung des Produktes, usw. Die 
Wettbewerbsfähigkeit über Tiefstpreise ist für den Hauptteil der 
Schweizer Industrie nicht vorrangig, selbst wenn sie sich etwas auf die 
Gewinnmargen auswirkt. Und falls sich das Problem stellt, nutzen 
Schweizer Firmen ihre Investitionen im Ausland (Filialen in anderen 
Ländern) oder nationale und internationale Subunternehmen, um die 
Herstellungskosten eines Werkstücks oder eines Zwischenproduktes 
zu senken.
Die Klagelieder der grossen Arbeitgeber, die wir vor der Abstimmung 
über die Bilateralen II ständig zu hören bekommen werden, haben also 
eine wirtschaftliche und eine politische Funktion :a) Es geht darum, die 
nationale Eintracht zu fördern und dabei die Spitzen der Gewerkschaf­
ten und der SP in dieses Täuschungsmanöver einzubinden, das genau 
so betrügerisch ist wie die Versprechen, die die Rechte 1972 für die 
Zweite Säule abgegeben hatte und dabei von den Gewerkschafts- und 
SP-Spitzen unterstützt wurde. Die heutige Bilanz bezeugt, wie enorm 
die Lügen waren, b) Die Unternehmen wollen die Profite steigern, um 
mehr Dividenden an die Aktionäre auszubezahlen.
Die aktive Bevölkerung im Alter zwischen 15 und 64 Jahren erreicht 
einen Beschäftigungsgrad von fast 80 %. Der europäische Durchschnitt 
liegt hingegen bei 65 %. Die Lissabonner Konferenz der EU im Jahr 
2000 hat als mittelfristiges Ziel eine Beschäftigung von 70 % festgelegt, 
was aber nicht unbedingt Verringerung der Arbeitslosigkeit bedeutet!
Die Politik des „freien Personenverkehrs“ -  also sich als ArbeitendeR 
frei bewegen zu können — setzt voraus, dass man über eine Stelle ver­
fügt. Dadurch wird der Beschäftigungsgrad in der Schweiz noch höher 
werden. Und ein hoher Beschäftigungsgrad ist ein echter Vorteil für die 
Unternehmerschaft. Ein solcher ist nützlich, um alles zurückzuschrau­
ben, was in den Bereich der Sozialausgaben fällt (in Wahrheit den 
sozialen Lohn), indem sie die Notwendigkeit anführt, Behinderte zu 
beschäftigen oder das AHV-Alter auf 67 zu erhöhen, für Leute, die mit 
58 entlassen werden! Der Finanzmann Tito Tettamanti, der mindestens 
2000 Millionen Franken schwer ist -  und 26,2 % der SIG-Holding und 
13,1 % von Ascom besitzt — erlaubt sich zu behaupten: „Mit der Zeit 
hat sich [in der Schweiz] eine Gesellschaft der Rechte ohne Pflichten, des 
Anrechts auf alles gebildet“ (Corriere de Ticino, 1.2.2005). Die 553’000 in. 
der Schweiz lebenden Armen, davon 230’000 Kinder, haben also das
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Gefühl, die Bäume würden in den Himmel wachsen. Die ehemaligen 
Beschäftigten von Saurer, die die von Tettamanti veranlassten Kündi­
gungen erlebten, haben sicher den gleichen Eindruck!
Dass Arbeitslose jede „zumutbare“ Arbeit annehmen müssen, gehört 
in die selbe neokonservative Perspektive. Einen Teil der heutigen IV- 
Bezügerlnnen wieder zur Arbeit anzuhalten, wie Couchepin es beab­
sichtigt, entspricht ebenfalls dieser Arbeitgeberforderung.
Je grösser die Anzahl erwerbstätiger Menschen wird, die länger arbei­
ten (auf das Jahr oder auf das Leben gerechnet), desto grösser wird 
die Masse der von den Beschäftigten geleisteten, ihnen aber nicht 
bezahlten Arbeit. Diese verleibt sich das Kapital ein, in Form von 
Mehrwert und Gewinnen.H
Ist es das, was die SPS- und Gewerkschaftsspitzen wollen, indem sie 
sich zu absoluten Aposteln des „Standorts Schweiz“ machen ?
Mit einem Propaganda- und Werbefeldzug wird von möglichen Preis­
senkungen gesprochen, als Auswirkung der Konkurrenz zwischen 
Grossverteilern (Coop, Migros, Denner) und neuen Mitspielern wie 
Aldi aus Deutschland. Der Besitzer von Aldi ist übrigens im Verwal­
tungsrat des englischen Finanzkonzerns Bunzl, dem die Firma gehört, 
die er restrukturiert, um die Fabrik in Renens bei Lausanne zu scniies- 
sen!
Teile der führenden Eliten versuchen, glauben zu machen, dass die 
Konsumpreise „unglaublich“ hoch seien und ihre Senkung ein wichti­
ges Ziel sei. Hinter diesen als durchdacht erscheinenden Überlegungen 
stecken drei Fallen.
Die erste -  in die der Präsident der SP gefallen ist -  besteht darin zu 
sagen, es sei möglich, die Löhne zu senken, wenn das mit einer gleich­
zeitigen Senkung der Konsumpreise einhergehe (Interview mit Hans- 
jürg Fenr in Finanz und Wirtschaft, 15. Dezember 2004). Denkt Hans- 
jürg Fehr wirklich, dass die grossen oligopolitischen Konzerne, die den 
Markt selbst mit Konkurrenz beherrschen, ihre Preise nicht im Griff 
haben ? Ausserdem werden die angekündigten Preissenkungen durch 
Preissteigerungen bei anderen Produkten kompensiert. Von den wird 
dann weniger die Rede sein. Verfügen denn auch die Gewerkschaften 
über das notwendige Monopol, um die parallele Entwicklung zwischen 
den behaupteten Preissenkungen und den Lohnsenkungen zu gewähr­
leisten? Das ist eine Farce: Die Gewerkschaften schaffen es nicht ein­
mal, einen Mindestlohn in einer Branche festzulegen. Und die Arbeitge­
berschaft denunziert sie,als hätten sie eine Monopolstellung!
Zweite Falle: Sie besteht in einer falschen Idee der Qualität: Es gibt 
Billigprodukte minderer Qualität für Arbeitnehmerlnnen und andere, 
diversifiziertere und teurere Konsumgüter besserer Qualität. Es setzt 
sich zunehmend ein doppelter Konsumstandard durch. Dieser ent­
spricht den immer brutaleren Einkommensunterschieden, die zur 
Norm werden.
Die dritte Falle ist unübersehbar. Den grösstenTeil ihres Einkommens 
geben die Lohnabhängigen für Miete, Krankenkassenprämien, Schulge- 
bühren (die teurer werden), Pflegeheimkosten für betagte Eltern und 
Zinsen von wuchermässigen Kleinkrediten aus.Was ändern da niedrigere 
Preise für Zucker oder Teigwaren ? Es geht hier einfach um zwei hinter­
hältige Operationen:a) Die Recnfertigung blockierter Löhne,da behaup­
tet wird, die Kcnsumpreise stiegen nicht; b) die kieingewerblichen Sek­
toren (Autowerkstätten, Kleinverteiler, kleine Quartieriäden, die noch 
die Arbeit eines Postschalters übernehmen müssen, usw.) unter Druck 
zu setzen, um sie zu zwingen, einerseits ihr Einkommen und die Löhne 
ihrer Angestellten zu senken, andererseits im Fall eines Konkurses sich 
den Reihen der Arbeitslosen anzuschliessen.
So spielt sich die Farce der Billigpreise ab, deren Lob einige linke Per­
sönlichkeiten singen. Unglaublich, aber wahr! Und wir sprechen hier

14. Ein Teil der geleisteten Arbeit wird vom Arbeitge­
ber nicht bezahlt. Gegen einen Lohn verkauft 
die/der Lohnabhängige ihre/seine Arbeitskraft Was 
diese Ware auszeichnet -  die zu einem Preis gekauft 
wird, dem Lohn -  ist, dass sie mehr produziert, als 
ihren eigenen W ert (Mehn/vert). Der W ert der 
Arbeitskraft setzt sich zusammen aus den gesam­
ten Ausgaben, die für ihre Produktion und Repro­
duktion (Nahrung, Wohnung, Ausbildung, Kinder­
erziehung, Gesundheit, usw.) nötig sind. Dieser Wert 
hängt ab vom jeweiligen Lebensstandard in einem 
Land und zu einer gegebenen Zeit. Im Moment 
herrscht die Tendenz innerhalb der EU der 25 und 
der Länder mit bilateralen Abkommen diesen Stan­
dard nach unten zu nivellieren. Der Wettbewerb 
unter Beschäftigten ist ein Werkzeug dazu.

Die Farce der billigen Preise
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Ein brutaler Konkurrenzschock
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auch nicht über die Löhne, die diese Grossverteiler ihren Verkäuferin­
nen zahlen, in Genf sind Löhne bei Carrefour nicht höher -  oder 
sogar niedriger — als bei Carrefour in Frankreich!
Vergleichen wir die heutigen Lohnkosten des Manufaktursek­
tors der neuen EU-Länder mit denen der EU  15. Laut Angaben 
des Internationalen Arbeitsamts (IAA) machten gegen Ende der 
1990er Jahre diese Lohnkosten im Durchschnitt weniger als 10 % der 
Lohnkosten im EU-Land aus, in dem sie am höchsten waren, nämlich 
Deutschland (Revue Internationale du Travail,Vol. 142, Nr. 1,2003, S. 9).
Der Schweizer Kapitalismus weist gegenüber Deutschland bei den 
Lohnkosten pro Einheit einen Vorteil auf. Aber diese Zahlen zeigen ein 
erstes Bild des Konkurrenzschocks, der erfolgen wird, auch wenn sich 
die Löhne der Beschäftigten in den neuen Mitgliedsstaaten etwas ver­
bessern werden, zumindest in gewissen Sektoren.
Dieser Schock wird von den Grossfirmen auf zwei Arten kanalisiert 
werden. Die eine besteht in vermehrten Investitionen in diesen neuen 
Ländern. Die andere darin, Arbeitskräfte in die Schweiz zu locken, 
ohne dass die sozialen Normen innerhalb der EU der 25 nach oben 
korrigiert werden (soziale Mindeststandards, Mindestlöhne); und ohne 
Verbesserung der sozialen Rechte und gesetzlichen Massnahmen (also 
echter flankierender Massnahmen) in der Schweiz.
Somit werden Flexibilisierung der Arbeit und Sparpolitik noch zuneh­
men. Österreich gibt uns schon ein Beispiel für diese Entwicklung Der 
gesunkene Anteil der Löhne am volkswirtschaftlichen Einkommen 
Österreichs zeigt die Auswirkungen dieser doppelten Politik (siehe 
Grafik).
In der Schweiz wird das Kapital eine ähnliche Offensive starten. Die 
einflussreiche, sehr rechts im Zentrum angesiedelte Weltwoche (Nr. 5 1, 
2004) gibt in einem Artikel den Ton an: Man muss die „Liberalisierung“ 
des Marktes ihr Werk vollenden lassen. Das wird die „Strukturrefor­
men“ der Schweizer Wirtschaft erleichtern. Es geht um die Liquidie­
rung der letzten einigermassen seriösen vertraglichen Barrieren. Die 
W eltwoche sagt laut, was sich ein Teil der Unternehm erschaft 
wünscht, aber aus taktischen Gründen nicht öffentlich verkünden will. 
Allerdings beginnt sie nun damit, wie im Fall des Baugewerbes bei der 
Erneuerung des Gesamtarbeitsvertrags. Die Weltwoche meint dazu, 
„Und niedrigere Löhne können der Volkswirtschaft nur gut nun -  je  rascher 
überholte Strukturen fallen, desto besser fürs Wachstum." Das ist reinste 
neo-konservative Mythologie, aber der klare Ausdruck der Absichten 
des Kapitals.
Das Ergebnis steht schon fest: Sozial- und Lohndumping werden 
zunehmen. Der starke Schweizer Franken wie auch der Euro (beide in 
Bezug auf den Dollar) werden als „Argument“ vorgebracht werden, 
um „vernünftige“ Opfer zur Unterstützung „unserer Exportw irt­
schaft“ zu verlangen. Dies obwohl die Schweiz vor allem in die EU 
exportiert, also in einen W irtschaftsraum , mit dem eine stabile 
Währungsbeziehung (Schweizerfranken und Euro) besteht.
Der niedrige Dollarpreis ermöglicht zudem den in der Schweiz ansäs­
sigen Firmen, Rohmaterialien (zum Beispiel Erdöl und Erdölprodukte) 
und Halbfabrikate (Werkstücke, Metall, usw.) aus Asien, die in Dollar­
preis verrechnet werden, günstig einzukaufen.
Es muss gesagt und w iederholt w erden: Das Kapital muss 
eine allgemeine Senkung der „Lohnkosten“ rechtfertigen. 
W arum ? Es will die Profitrate steigern. Es will davon profitie­
ren, dass Regionen zum W eltm arkt stossen, in denen die 
Bedingungen für das Abschöpfen von Mehrwert besser sind. 
Das heisst, Regionen, wo das Kapital bessere Bedingungen für 
die Ausbeutung (Lohn, A rb eitsze iten , soziale S ich erhe it, 
gewerkschaftliche Rechte, usw.) findet.



So versucht das Kapital -  und die Kapitalien, also Firm en, die 
seine konkrete Existenz ausmachen -  die Arbeitskräfte auf 
der ganzen W elt in Konkurrenz zu setzen.
Die bilateralen Verträge zur „Personenfreizügigkeit“ zw i­
schen der Schweiz und der EU  der 25, versehen mit kosten- 
und wirkungslosen flankierenden Massnahmen, sind Teil die­
ses Projektes. Dagegen müssen w ir kämpfen, unter anderem  
indem wir bei der Abstimm ung im Septem ber 2005 Nein zu 
diesem „Paket“ sagen.



Schlechte flankierende Massnahmen die 
zudem von den Lohnabhängigen bezahlt 
werden

Auf Rang 25. W er? Die Schweiz

Das Internationale Arbeitsamt 
verurteilt die Schw eiz und die 
OECD mahnt sie zur Ordnung

Es ist unmöglich darüber zu diskutieren, ob es richtig ist, dieses „strikte 
Minimum“ der flankierenden Massnahmen (laut Andre Daguet) zu 
Unterstützen, ohne zuerst einen wichtigen Punkt zu präzisieren: die 
schwachen gewerkschaftlichen Rechte in der Schweiz.
Das Internationale Arbeitsamt hat in verschiedenen ausführlichen Stu­
dien aufgezeigt, dass die Schweiz in Sachen Sicherheit für Gewerk­
schaftsvertreterinnen, Recht auf freie Meinungsäusserung am Arbeits­
platz sowie Kündigungsschutz weit hinter Ländern wie Schweden, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Deutschland, den Niederlanden und 
Grossbritannien herhinkt. Die Schweiz belegt nach diesen Kriterien 
über Rechte am Arbeitsplatz den 25.Platz. Anders ausgedrückt, die feh­
lende Sicherheit schafft Stress und verinnerlichte Ängste. Für die 
Arbeitgeber ist dies ein Mittel, um die Beschäftigten nach ihrem Gut­
dünken zu „formen“ (Revue internationale du travail, Vol. 142, Nr. 2, 
2003).
In einer kürzlich veröffentlichten Studie des Wall Street Journal und der 
sehr konservativen Heritage Foundation mit dem Titel „Index w irt­
schaftlicher Freiheit 2005“ nimmt die Schweiz den 12. Rang ein, neben 
den USA und gleich nach einigen, kürzlich zugunsten der „Aktionsfrei­
heit“ des Kapitals brutal „befreiten“ Ländern. Die Studie untersucht 
sowohl die Begrenztheit der Sozialpolitik, die Steuerbegünstigungen für 
Reiche und das Kapital sowie die Flexibilität des Arbeitsmarktes. Sie 
bestätigt frühere Untersuchungen, die 1999 zeigten, dass die Kosten 
und die Leichtigkeit von Kündigungen für die Schweizer Patrons ein 
„Konkurrenzvorteil“ sind.
Anders gesagt: Die Sicherheit der Beschäftigung ist in der Schweiz 
schon heute prekär. Das zeigt sich auch bei jedem Konjunkturum­
schwung. Kündigungen werden zu „Anpassungsvariablen“ , die immer 
kurzfristiger eingesetzt werden, um die Anzahl Beschäftigter der 
schwankenden Nachfrage anpassen.
Der Ausschuss für Vereinigungsfreiheit der Internationalen Arbeitsorga­
nisation (IAO) hat auf eine Klage des Schweizerischen Gewerkschafts­
bunds (SGB) hin geurteilt, dass die Schweiz internationales Recht ver­
letze, indem sie die Gewerkschaftsfreiheit nicht genügend schütze. Laut 
den Grundsätzen der IAO (Übereinkommen 98, das Bestandteil der 
sogenannten Kernarbeitsnormen ist) ist die Möglichkeit, gewerkschafts­
feindliche Kündigungen auzuheben die einzige Möglichkeit Gewerk­
schaftsfreiheit wirksam zu schützen. In der Schweiz können aber 
gewerkschaftfeindliche Kündigungen nicht aufgehoben werden.
Die W iedereinstellung eines Gewerkschaftsdelegierten in einem 
Restaurant in Paris (Cafe Ruc in der Nähe der Comedie frangaise) im 
Juli 2004 war ein beachtetes Ereignis. Eine junge Angestellte eines Rei­
nigungsunternehmens zeigte sich der Zeitung L’Humanite (30. Juli 2004) 
gegenüber geradezu gerührt, als sie der gerichtlich verfügten Wieder­
einstellung eines jungen Delegierten der Gewerkschaft C G T  bei­
wohnte. Durch solche Siege können Schneeballeffekte entstehen. Das 
ist wichtig für gewerkschaftliche Aktivitäten.
Die OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung), die. bekannt für ihre neokonservative Ausrichtung (hatte sie 
nicht das berüchtigte multilaterale Abkommen über Investitionen erar­
beitet) ist, hat die Schweiz ebenfalls, auf ihre Weise, kritisiert.
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Das Seco (Staatssekretariat für Wirtschaft) musste die „Empfehlungen 
der O ECD “ am i. Februar 2005 veröffentlichen. Die OECD-Arbeits- 
gruppe fordert die Schweiz auf, Mittel zu prüfen, um einen wirkungsvol­
len Schutz für Personen zu gewährleisten, die mit der Justiz Zusammen­
arbeiten, insbesondere für Angestellte, die guten Glaubens einen 
Korruptionsverdacht äussern. Sie sollen dies ohne Furcht vor Repres­
salien durch Kündigung tun können. Die O ECD ist nicht gerade sehr 
am Arbeitsrecht interessiert. Aber sie ist sich bewusst, dass auferlegtes 
Stillschweigen — vor allem im Bankensektor, aber auch in Schweizer Fir­
men, die mit anderen Ländern Vertragsbeziehungen haben -  eine Ange­
stellte daran hindern könnte, der Justiz Korruptionsfälle zu melden.Tut 
sie es, riskiert sie ihre Stelle, das heisst, ihre „finanzielle Zukunft“ , denn 
sie wird auf einer schwarzen Liste stehen.
Dabei behauptet die Schweiz, mit dem Schengen/Dublin-Abkommen 
die Kriminalität zu bekämpfen. Der Bundesrat schlägt hier quasi Purzel­
bäume. Er ermutigt das Stillschweigen gegenüber verbrecherischen 
Handlungen oder solchen, die es sein könnten. Aber er will sogenannte 
kriminelle Asylbewerber bekämpfen.
Es gibt eine klare Parallele zwischen dem fehlenden Schutz für Gewerk­
schaftsdelegierte, für aktive Gewerkschafterinnen in den Betrieben und 
den repressiven Massnahmen gegen den oder die Beschäftigte, die kor­
rupte Machenschaften denunziert, mit denen eine Firma Aufträge 
unlauter hereingeholt oder dubiose Finanzgeschäfte getätigt hat.
Die Leitungen von SG B  und U N IA  scheren sich nicht um ein­
stim m ig e B e sch lü sse  d er hö chsten  g e w erk sch aftlich en  
Instanz: einem Kongress. Im Oktober 2002 hat der Kongress des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB) bestätigt, wie notwendig 
eine Stärkung des Kündigungsschutzes ist. Richtigerweise erklärte er: 
„Eine Ausweitung des Kündigungsschutzes ist der Grundpfeiler eines verbes­
serten Arbeitnehmerschutzes in diesem Land. Um eine abstrakte Formel 
zu vermeiden, stellte der Kongress klar: „Es ist unwürdig und unannehm­
bar, dass jemandem ohne Anhörung oder Verwarnung nach 25 Dienstjahren 
gekündigt werden kann, weil er sich zwei Schulteroperationen aussetzen 
musste! .. . Es ist inakzeptabel, dass einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeit­
nehmer unter irgendeinem Vorwand gekündigt werden kann. Kündigungen 
ohne zulässiges Motiv müssen aufgehoben werden können." (SGB Kon­
gress 2002: Positionspapier 2, Mehr Rechte für die Arbeitenden ! 
http://www.sgb.ch/d-download/kongress02-sgb-d.pdf). Das IAA teilt 
trotz der vorsichtigen Formulierung aufgrund seiner tripartiten Struk­
tur (Gewerkschaften, Arbeitgeber, Staaten) vom Grundsatz her diese 
Meinung zu gewerkschaftsfeindlichen Massnahmen.
im November 2003 schrieb der SGB, dass das Arbeitsrecht angepasst 
werden müsse. Der Kündigungsschutz für gewählte Vertreterinnen der 
Beschäftigten müsse gestärkt werden, denn die tripartiten Kommissio­
nen brauchen Informationen von diesen gewählten Vertretungen. 
Solange aber Personalkommissions-Mitglieder nicht besser geschützt 
seien, sei es irrealistisch zu glauben, dass die Arbeitsbedingungen wirk­
sam kontrolliert werden könnten.
Wie ist es möglich, dass die Gewerkschaften (SGB und Travail. Suisse) 
die Gelegenheit der bilateralen Verhandlungen über die Personenfreizü­
gigkeit nicht genutzt haben, um diese elementaren Forderungen durch­
zusetzen, die eigentlich Grundrechte sein sollten? W ie ist es möglich, 
dass die Gewerkschaftsleitungen eine solche Forderung und ihre 
Anwendungsmodaiitäten, nicht zur absoluten Bedingung für ihre Unter­
stützung der Freizügigkeit gemacht haben ?
Sie waren einverstanden, zu trennen, was die Menschenrechtsdeklara­
tion vereint, weil es sich hier um Grundrechte handelt, die man nicht in 
einzelne Scheiben schneiden kann. Einen mehr oder weniger freien Per­
sonenverkehr gibt es für die Beschäftigten nur, wenn er mit gewerk­
schaftlichen und sozialen Rechten einhergeht. Dies um so mehr, als alle

Nicht befolgte 
Kongressbeschlüsse
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14. Die Debatte in Frankreich zur Dienstleistungs- 
Richtlinie der europäischen Kommission wirft teil­
weise ähnliche Fragen auf wie sie in der Schweiz 
diskutiert werden. Der Schock über diese Richt­
linie w ar so gross, dass sogar die französische 
Regierung und Präsident Chirac, den Couchepin 
bewundert, ihre teilweise Ablehnung dieser 
Dienstleistungs-Richtlinie (Bolkestein-Richtlinie) 
äusserten. Diese Richtlinie bezweckt die Libera­
lisierung des Dienstleistungssektors. Es würde 
demnach genügen, dass ein Handwerker oder ein 
,.entsandter" Arbeitnehmer (ein Arbeiten den eine 
polnische Firma zum Arbeiten nach Frankreich 
schickt) die Regelungen seines Herkunftslandes 
„einhält11, um seine Dienste in Frankreich zu ver­
kaufen. Sollte es zu Unstimmigkeiten kommen, 
müsste Polen kontrollieren, ob die polnischen Bau­
arbeiter in Berlin oder Paris das Recht korrekt 
befolgen, also das deutsche oder französische 
Recht! Das gilt auch, wenn die deutschen oder 
französischen Behörden unangekündigte Kon­
trollen durchführen (was in der Schweiz nicht der 
Fall ist). Die französische Tageszeitung Le Monde 
(3. Februar 2005) schreibt: „Die Blockade der Bau­
stelle einer Schule, die durch eine lettische Firma in 
einem Vorort von Stockholm gebaut werden sollte, 
durch die schwedischen Gewerkschaften, hat sich in 
den letzten Wochen auf acht Branchen ausgewei­
tet. Seit dem 2.November 2004 protestieren die 
Gewerkschaften auf diese Weise gegen die Weige­
rung der lettischen Firma Laval & Partneri die im 
Königreich geltenden vertraglichen Regelungen anzu­
wenden und klagen sie des Lohndumpings an. Die 
Europäische Kommission hat von der lettischen 
Regierung eine Klage wegen Verletzung des freien 
Verkehrs für Dienstleistungen innerhalb der EU erhal­
ten. Die Stellungnahme von Brüssel sollte in einigen 
Wochen erfolgen. Das Schwedische Arbeitsgericht 
seinerseits hat in einem vorsorglichen Urteil den 
Gewerkschaften Recht gegeben. Die Baustelle wurde 
stillgelegt, worauf die betroffene Stadtbehörde nun 
droht, den Auftrag an ein anderes Unternehmen zu 
vergeben. "

Gegen diese  
gewerkschaftsfeindliche Praxis 
kämpfen

sich einig sind, dass diese Freizügigkeit zu einem Zeitpunkt eingeführt 
wird, in dem nicht nur chronische Arbeitslosigkeit herrscht, sondern 
auch entschiedene Angriffe auf die Rechte der Lohnabhängigen stattfin­
den. 14
Täglich prangern die Gewerkschaften und auch die Presse Fälle von 
sozialem und Lohndumping an. Der Corriere del Ticino (2. Februar 2005) 
berichtet über die Aussagen von UNIA, die vor einer Uhrenfabrik eine 
Protestaktion organisierte. In diesem Sektor im Tessin gebe es keine 
Regeln mehr. Alle Missbrauche seien hier zu lässig.“ Stundenlöhne unter 
12 Franken sind die Regel, die tägliche Arbeitszeit überschreitet die maximale 
Zeit von 8 Stunden, der 13.Monatslohn wird oft nicht bezahlt Diese Miss­
stände betreffen die Grenzgänger und Arbeiterinnen aus fast der ganzen 
EU ." Ausserdem „werden den Arbeiterinnen, die von Temporärfirmen ver­
mittelt wurden, Entschädigungen und Zuschläge nicht anerkannt, was etwa 
25 % des Lohns entspricht." Der Vertreter von UNIA fügt hinzu: „Und 
die Vergabe von Arbeiten an Subunternehmen ist leider für viele Sektoren die 
Zukunft"
Die Deutschschweizer Presse hat zahlreiche gleich lautende Beispiele 
veröffentlicht, zum Teil aufgrund von Informationen, die ihr Gewerk­
schaftsverantwortliche zukommen lassen, wie Vasco Pedrina, der die 
Zürcher Situation sehr gut kennt. In dieser Hinsicht ist die Verschlech­
terung der Bedingungen in Zürich und im Tessin dieselbe. Der Co-Prä- 
sident von UNIA weiss das ja gut.
Das Argument, dass strengere Massnahmen Schwarzarbeiterinnen 
anziehen würden, ist schon Jonglerei mit schweren Kugeln, die einem 
schliesslich auf die Füsse fallen. Erst einmal werden die Dublin-Schen- 
gen-Abkommen „Schwarzarbeiter“ und „Illegale“ produzieren. Da wäre 
ein linkes Referendum notwendig gewesen. W ir hatten es gesagt. Dann 
ist die Logik dieses Arguments die Folgende: Die Rechte der Beschäf­
tigten müssen dereguliert und nach unten nivelliert werden, damit „rei­
nes Angebot“ und „reine Nachfrage“ in einem flüssigen Arbeitsmarkt 
funktionieren. Das ist die gleiche Überlegung wie die der neo-klassi­
schen Wirtschaftswissenschaftler, die behaupten, dass jemand, der eine 
Stelle hat, andere, die bereit wären, für weniger Lohn zu arbeiten, daran 
hindert, sie zu bekommen. Schliesslich, was die Arbeitsbedingungen der 
Migrantlnnen betrifft, die in der Schweiz arbeiten, wird sich auf mit der 
Ablehnung der „flankierenden Massnahmen“ juristischer Ebene nichts 
ändern. Im Gegenteil, wenn diese in der heute vorgesehenen Form 
angenommen werden, würden sie durch die Deregulierung (eigentlich 
eine extrem liberalisierte Neuregelung) des Arbeitsmarktes wirkungs­
los werden.
Um gegen diese gewerkschaftsfeindliche Praxis zu kämpfen, 
muss mindestens eine Bedingung erfüllt sein: Allen denen, die 
diese Zustände denunzieren, muss Kündigungsschutz sicher 
sein. Die Beschäftigten sind die sicherste und am besten informierte 
Quelle für gewerkschaftsfeindliches Arbeitgeberverhalten, das in den 
kommenden Jahren ständig zunehmen wird. Die flankierenden Massnah­
men stützen sich in breitem Mass auf die Gesamtarbeitsverträge (GAV). 
Sie können nur mit der Unterstützung durch die Beschäftigten in den 
Betrieben und Büros durchgesetzt werden. Selbst wenn sie ungenügend 
sind, sind solche Massnahmen ohne Kündigungsschutz nur ein Papier, das 
das soziale, wirtschaftliche und politische Umfeld zerreissen wird.
Der Bundesrat wird gegenüber den höflichen Abmahnungen des IAA 
und der O ECD auf Zeit spielen. Er hat eine Untersuchungskommission 
vorgeschlagen, die erst einmal prüfen wird, ob die Schweizerische 
Gesetzgebung geändert werden muss, um den Empfehlungen des IAA 
zu entsprechen. Die Behörden werden ziemlich sicher entscheiden, 
dass das nicht wirklich nötig ist.Während dieser Zeit wird die SGB-Lei- 
tung in einer Kommission verhätschelt und sieht nicht, wie die Zeit 
verfliegt, während die Beschäftigten, von der Stoppuhr begleitet, ihre
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tägliche Arbeitslast erledigen müssen. Offensichtlich messen gewisse 
Gewerkschaftsoberen ihre Zeit nicht mit dem gleichen Instrument wie 
die Bauarbeiter oder die Fabrikarbeiterinnen. Bestenfalls wird der Bun­
desrat dem Parlament einen Vorschlag unterbreiten, den die Rechten, 
die für die „flankierenden Massnahmen“ gestimmt haben, ablehnen 
werden. Und der „Souverän“ wurde irregeführt...
Nach einer ausgedehnten Vernehmlassung wird dann festgestellt wer­
den, dass iangsame Fortschritte voran kommen. Ein künftiger Gewerk­
schaftskongress wird eine Resolution verabschieden und eine Beschleu­
nigung dieser Fortschritte verlangen, die so nahe erscheinen wie eine 
Fata Morgana in der Sahara. Hier treffen sich zwei Welten nicht: Die 
der parlamentarischen und ausserparlamentarischen Kommissionen 
und die der Betriebskommissionen, wenn sie handeln können, weil sie 
die Repression nicht zu sehr fürchten oder weil die Situation untragbar 
ist (wie bei Swissmetal oder Filtrona).
Die Beschlüsse des eigenen Kongresses ignorieren und ein Lin­
sengericht als Sonntagsbraten anpreisen entspricht einer Täu­
schung und Missachtung von demokratischen Entscheiden der 
höchsten Gewerkschaftsinstanzen. Darauf verzichten, den Kün­
digungsschutz für Gewerkschaftsmitglieder und Lohnabhängige 
zu einer unumgänglichen Bedingung für die Annahme eines 
Abkommens zum freien Personenverkehr zu machen, ist ein 
Verzicht, der einer ganzen Reihe von Rückschritten und Kom­
promissen die Krone aufsetzt.
Das Paket abzulehnen, bedeutet die elementarste W ürde und 
eine Gewerkschaftskultur zu verteidigen, welche die gundle- 
gendsten Bedürfnisse der Lohnabhängigen ausdrückt.

Die flankierenden Massnahmen, deren 
Wirkungslosigkeit allgemein anerkannt 
ist, werden vom SGB zusammen mit den 
Arbeitgebern verteidigt, die ihrerseits die 
Gesamtarbeitsverträge zerreissen!

Ist das ein W itz? Oder ein Verat der Gewerkschaftsspitzen und der 
Führung der SPS an den Lohnabhängigen ? Schauen wir die flankieren­
den Massnahmen an.
Die ersten flankierenden Massnahmen, 1999 mit den ersten bilateralen 
Verträgen beschlossen und 2004 in Kraft getreten, haben sich rasch 
als Löchersieb erw iesen. Die Leitung des SGB und die jetztige 
UNIA mussten das übrigens ziemlich rasch zugeben.
Man musste nicht Juni 2004 abwarten, um festzustellen, dass sich da ein 
„Import von Billigarbeiterinnen“ entwickelt, die dazu missbraucht wer­
den, allmählich „akzeptable“ Vergleichsstandards zu etablieren; akzepta­
bel für neue und nicht informierte Lohnabhängige, die dem Druck von 
Arbeitslosigkeit und Elendslöhnen in ihrem Land entweichen wollen... 
Vor Juni 2004 gab es aber noch „Kontrollen“ gemäss der Regelung der 
Verordnung zur Begrenzung der ausländischen Bevölkerung. Diese

Die ersten flankierenden 
Massnahmen
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Ab Juni läuten die 
Gewerkschaftsspitzen  
die Alarmglocken etwas lauter

Lösung war keinesfalls ideal. Sie gehörte sogar zu den vielen Mechanis­
men, die den Zusammenhang zwischen Kontrolle und Fremdenfeind­
lichkeit nährten.Aber man muss schon überhaupt nichts über die wirk­
liche Situation an den Arbeitsplätzen wissen, um nicht zu verstehen, 
dass die Beschäftigten -  auch die Grenzgänger oder die Temporärange­
stellten in Schweizer Firmen -  diese Kontrolle als eine A rt „Schutz“ 
empfanden. Der Grund war einfach: die fehlende Präsenz der Gewerk­
schaften an den meisten Arbeitsplätzen in der Schweiz machte aus die­
sen Kontrollen eine Art Versicherung. Sie war kein von den Arbeitneh- 
merinnen erkämpftes Recht und kein Ergebnis einer kollektiven 
Verteidigung der Würde am Arbeitsplatz.
Doch auch diese „Kontrollen“ konnten schon umgangen werden. Und 
sie wurden umgangen. Es war zum Beispiel möglich, den Behörden 
einen üblichen Mindestlohn zu melden und dem Angestellten, der die 
Lohnnormen nicht kannte, einen anderen, niedrigeren, auszubezanien. 
Es war auch möglich, die genaue Qualifikation des Beschäftigten nicht 
aufzuführen und so einen viel niedrigeren Lohn anzugeben, als den für 
die Qualifikation angemessenen und den Arbeitnehmer damit abzuspei­
sen.
Ausserdem ist es für einen von einer deutschen Temporärfirma in die 
Schweiz geschickten Lohnabhängigen ausgesprochen schwierig, seine 
deutsche Lohnabrechnung zu „kontrollieren“ und mit einer schweizeri­
schen zu vergleichen (Sozialabzüge, Anteil 13. Monatslohn, Feiertage). 
Wie soll so der Lohnvergleich zu den in der Gegend und Branche übli­
chen Bedingungen angestellt werden ? Denn es gibt ja bekanntlicher­
weise keine landesweit festgelegten Löhne. Die wenigen Ausnahmen 
sind am Verschwinden. Das ist ein weiterer Faktor zur Verschärfung des 
Wettbewerbs zwischen den in der Schweiz etablierten und neu ankom- 
menden Lohnabhängigen. Die Konsequenzen haben w ir  bereits 
beschrieben.
Das Wasser steht schon hoch. Der erste Stock ist überschwemmt. Das 
ist nicht erstaunlich, denn mit der Abschaffung der alten Kontrollstruk­
turen hat sich das Lohndumping ausgeweitet. Überdies ist der Ansturm 
in den Kantonen, die tripartite Strukturen (Gewerkschaften, Arbeitge­
ber, Staat) hatten, um eine gewisse „Kontrolle“ auszuüben (Genf,Tessin, 
Basel), genau so schlimm wie in den Kantonen, die keine hatten. Es 
werden vorallem kurze Arbeitseinsätze organisiert (z.B. polnische Zeit­
arbeiterinnen in der Schweiz) oder deutsche Firmen entsenden Lohn­
abhängige an Schweizer Firmen.
Die Leitungen von UNIA und SGB schreien und drohen, „nichts zu tun, 
um die bilateralen Verträge zu verteidigen“ . Das hat bereits verschiedene 
ironische Kommentare in der Presse provoziert, wie „Gewerkschaftliche 
Nicht-Aktion als Druckmittel“ !
Die Enthüllungen der Presse sind so frappierend, dass sich taub und 
taubstumm zu stellen, nicht mehr wirkt. Immer mehr Lohnabhängige -  
Schweizerinnen und Migrantlnnen -  sehen das Problem. Im Bauge­
werbe wurden seit dem I .Juni 2004 3200 Verträge für entsandte Arbei­
terinnen (von einer in der EU ansässigen Firma an ein Schweizer 
Unternehmen vermietete Arbeitskräfte) vorgelegt. Gerade mal 250 
konnten überprüft werden, d.h. 7 %!
Von diesen 250 geprüften Verträgen enthielten mehr als 40 % Verlet­
zungen der gesetzlichen Bestimmungen, die doch nicht einmal 
streng sind. Das ist die Situation in einem Sektor, in dem die Präsenz 
der Gewerkschaften (UNIA, Ex-GBI) noch vergleichsweise stark ist.
Ohne ins Detail zu gehen, kann man sagen, dass es recht einfach ist, die 
Bestimmungen zu umgehen.Wenn zum Beispiel ein Unternehmen hier 
als Subunternehmen für eine Schweizer Firma arbeiten will, sendet es 
einen Antrag -  auf Standardformularen -  ans kantonale Seco (Kantona­
les Amt für Industrie, Gewerbe und Arbeit). Sobald der Antrag abge­
schickt ist, können die Arbeiterinnen ihre Tätigkeit aufnehmen. Zudem
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müssten die Angaben auch noch stimmen und die Überprüfung wirklich 
durchgeführt werden. Denn in den Ämtern werden viele Stellen gestri­
chen, wie es die Rechten lautstark verlangen. Blochers SVP schreit hier­
bei am lautesten und versammelt die anderen Parteien problemlos hin­
ter sich. Wenn der Lohn dieser Lohnabhängigen um 15 Franken tiefer 
ist als der schweizerische Grundlohn, werden auch der Anteil am 13. 
Monatsiohn sowie Ferien und Feiertage mit diesem Rabattlohn ver­
rechnet. Ein normalisiertes Dumping nimmt hier seine Form an.
Erinnern wir uns daran, als angefangen wurde, die Überstunden nicht 
mehr auszubezahlen, sondern durch „freie Tage“ , wenn es dem Arbeit­
geber jeweils passte, zu kompensieren. Da meinten viele, das würde die 
Ausnahme bleiben. Heute ist es die Regel für etwa 70 % der Überstun­
den. Die Verschlechterung der Lohn- und Arbeitsbedingungen findet oft 
nach der Salami-Taktik statt: scheibchenweise.
Wenn eine Schweizer Temporärfirma eineN Zeitarbeiterin kommen 
lassen will, stellt sie den Antrag mit dem Standardformular. Sie kann 
deklarieren, dass der Vertrag mit der Firma X  oder Y  abgeschlossen 
wird. Nach ihrer/seiner Ankunft wird die deutsche oder der lettische 
Angestellte vielleicht in einer anderen Firma beschäftigt. Ausserdem 
kann sie oder er ja schon in die Schweiz kommen, sobald der Antrag 
gestellt ist. Die „Überprüfung“ der Arbeits- und Lohnbedingungen fin­
det also, wenn überhaupt, nachträglich statt.
Das sind einige Hinweise auf die vielen Möglichkeiten für die Arbeitge­
ber -  die nach den ersten Zahlen zu schliessen, davon schon rege 
Gebrauch machen —, um die ohnehin bescheidenen Mindestanforde­
rungen zu umgehen.
Eine offensive Arbeitgeberschaft wird die Gewerkschaften vor 
dem Untergang bewahren. Vasco Pedrina gibt zu, dass es sich bei 
den flankierenden Massnahmen „um ein Minimum handelt und dass alles 
umgesetzt werden muss, wobei ich mir da allerdings nicht sicher bin“ (Le 
Temps, 9. Oktober 2004). Er hofft, dass die Unternehmerschaft und der 
Bundesrat ihre Sympathie für die Lohnabhängigen bekunden werden. 
Im Februar 2005 legt die Führung der UNIA ihre Hoffnung weiterhin in 
die Hände des Bundesrats und der Unternehmervertreter: .Joseph 
Deiss und Peter Hasler trifft von den Gewerkschaftern keinen Vorwurf'. Der 
Direktor des Arbeitgeberverbands [Peter Hasler] „engagiert sich auf 
korrekte Art für die Anwendung der flankierenden Massnahmen“, meint die 
UNIA (Le Temps, 2. Februar 2005).
Wie vor allen wichtigen sozialen und wirtschaftlichen Terminen, kon­
zentrieren sich die Verantwortlichen der Gewerkschaften darauf, die 
Spreu vom Weizen zu trennen. Für sie gibt es auf der einen Seite eine 
Fraktion der Unternehmerschaft, die mitspielt; auf der anderen gibt es 
die, die von Blocher oder dem Gewerbeverband beeinflusst wird. Dazu 
drei Bemerkungen:
a) Hasler hat alle Arbeitgeber in einem Punkt beruhigt: Die flankieren­
den Massnahmen werden sie nichts kosten. Man lese: Die Flexibilisie­
rungspolitik darf weitergeführt und verschärft werden.
b) Joseph Deiss hat im Namen des Bundesrats unterstrichen, dass sich 
die Flexibilität durchsetzen werde.
c) Die ganze Arbeitgeberschaft wird im Rahmen einer verstärkten 
Konkurrenz zwischen Grossunternehmen und zwischen Kapitalgrup­
pen den Preis dieser Konkurrenz auf die Lohnabhängigen abwälzen, um 
die Profitraten zu erhalten, sonst droht ihnen der Konkurs oder die 
Übernahme. Die zentrale Frage ist also nicht, ob die eine oder andere 
Unternehmerfraktion eine substantiell andere Politik verfolgt. Gewiss, 
im Baugewerbe wurde die Schlacht eröffnet. Der Grund dazu ist ein­
fach. Der Schweizerische Baumeisterverband will den zukünftigen 
Gesam tarbeitsvertrag, einen der wenigen, der noch landesweit 
anwendbare Bestimmungen enthält, vollkommen aushöhlen. Der Bau-

Wir leben 
in einer wunderbaren Welt
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Ein zentraler Punkt der 
strukturellen Schw äche der 
flankierenden Massnahmen

Ein Fussballteam  mit acht 
Spielern, das jeden P ass  
durchtelefoniert

meisterverband tut dies, nachdem zwei sehr alte GAV aufgelöst wur­
den, die einen besseren Inhalt als das Obligationenrecht und einen 
mehr oder weniger gesamtschweizerischen Anwendungsbereich 
hatten: die Verträge der Maler und Gipser sowie der Schreiner. Der 
Präsident der Baumeister, Werner Messmer, ein Freisinniger aus dem 
Thurgau, hat im Parlament für die flankierenden Massnahmen gestimmt. 
Im Hinblick auf die Verhandlungen über den GAV im Baugewerbe 
schlägt er gleichzeitig Folgendes vor: a) dass die Arbeitszeit nur als Jah­
restotal aufgeführt wird; b) dass die Samstagsarbeit total dereguliert 
werden kann;c) dass Löhne nach ausgeübter Funktion ausbezahlt wer­
den und nicht nach Diplomen oder Qualifikationen, was es ermöglicht, 
den Einstiegslohn in einem Beruf zu senken, oder einen deutschen oder 
litauischen, sehr qualifizierten Beschäftigten in einer Funktion anzustel­
len, die formell so definiert ist, dass sie einem Niedriglohn entspricht;
d) dass die Lohnausfallversicherung nicht mehr obligatorisch ist.
Bestenfalls lehnen sich die flankierenden Massnahmen an 
erw eiterte Gesam tarbeitsverträge an, das heisst an solche, 
denen der Staat auf Antrag der „Sozialpartner“ (Unterneh­
merschaft -  Gewerkschaft) Gesetzeskraft verliehen hat. Doch 
die GAV, da wo es sie gibt, werden ausgehöhlt.
Zum Beispiel sind die Maler und Gipser der Deutschschweiz und des 
Tessins sowie die Schreiner und Zimmerleute vertragslos, denn die 
Arbeitgeber sind auch nicht zur kleinsten Konzession bereit. Sie for­
dern Abstriche, schlagen Verträge vor, die nahe beim gesetzlichen Mini­
mum also dem Obligationenrecht und dem Arbeitsgesetz liegen, das 
Löcher wie ein Emmentaler hat. Zu all dem zwingen die Unternehmer 
den Lohnabhängigen Lohneinbussen auf.
Zudem bringt die Suspendierung der Verträge die Abschaffung der 
paritätischen Schlichtungs- und Kontrollkommissionen mit sich; Kom­
missionen, die begabt waren, auf der Stelle zu treten. Aber um des lie­
ben Friedens willen hatten sie doch manchmal Beschlüsse zugunsten 
der Einhaltung des GAV getroffen, nicht mehr und nicht weniger.
Und wie es Pierre-Yves Maillard, der sozialdemokratische Regierungs­
rat des Kantons Waadt und ehemaliger UNIA-Sekretär sehr klarsichtig 
ausgedrückt hat:„D/e Hälfte der Arbeiter haben keinen Gesamtarbeitsver- 
tragsschutz. Derjenige in der Metallindustrie setzt nicht einmal Mindestlöhne 
fe s t"(24 Heu res, 2.13. Oktober 2004)
Man braucht keinen Adlerblick, um zu sehen, dass die flankierenden 
Massnahmen sich auf ein krankes Bein (ausgehöhlte oder suspendierte 
GAV) und auf ein amputiertes (fehlende GAVs) Bein stützen. Wenn im 
Übrigen das Prinzip von Treu und Glauben angewandt würde, wären die 
Massnahmen gar nicht nötig. Denn warum müssten solide Verträge, die 
beide Vertragsparteien gewollt und kontrolliert haben, von Spezialisten 
durchleuchtet werden ?
Die einzigen seriösen Begleitmassnahmen wären tatsächlich solide, von 
den Lohnabhängigen gewollte und kontrollierte GAV, weil diese in der 
Lage wären, frei darüber zu debattieren und sich zu organisieren (mit 
entsprechendem Schutz gegen gewerkschaftsfeindliche Kündigungen).
Das ist das Team der Inspektoren für die flankierenden Mas­
snahmen. Der zweite Pfeiler der flankierenden Massnahmen sind die 
Inspektoren. Seit dem I .Juni wurden ungefähr 40’000 entsandte Arbeit- 
nehmerlnnen oder Kurzeinsätze gemeldet.Wenn man die Statistik vom 
Baugewerbe (3200 gemeldete Verträge, 250 geprüft, also 7 %, und 40 % 
Verstösse gegen Gesetzesbestimmungen) auf alle Branchen hochrech­
net, kommt man zu einem interessanten Ergebnis. Auf die 40’000 
kämen höchstens 2800 Kontrollen. Das entspricht nicht einmal einem 
Foto der Spitze des Eisbergs. Eine Eisscholle, die abdriftet und auf der 
sich ein Pinguin zu halten versucht, darin erblicken die Gewerkschafts­
spitzen die Weiten der Antarktis.
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Die Gewerkschaftsleitungen und die Vertreter der SPS preisen und ver­
kaufen das Modell von Basel-Landschaft, ein kleiner Grenzkanton. Das 
Inspektorat in diesem Kanton umfasst 25 Einheiten. Sollte diese Task 
Force -  um den Begriff von Joseph Deiss zu verwenden, der den „Ver­
waltungsrat“ der UNIA begeistert hat — effizient sein, was noch zu 
beweisen wäre, ist die Lösung denkbar einfach. Es bräuchte 800 anstatt 
der vorgesehenen 150 Inspektoren. Ausserdem müssten die paar Mil­
lionen, die den Kantonen für ein Jahr zugesprochen wurden, regelmäs­
sig vom Parlament erneut verabschiedet werden. Das nennt man eine 
Garantie. Denn die antisoziale Einstellung der bürgerlichen Parlaments­
mehrheit ist bekannt. Der Bundesrat überträgt dieser die Aufgabe, 
seine Projekte noch mehr zu stutzen, damit er nicht selber -  öffentlich 
und kollegial -  die Kastanien aus dem Feuer holen muss.
Sehr viele Beschäftigte sind misstrauisch gegenüber dem Arbeitsinspek­
torat oder der SUVA (Schweizerische Unfallversicherungsanstalt). Sie 
w issen, dass A rbe its inspekto rat oder SUVA nach dem Prinzip 
vorgehen: Bevor der Oberst zur Inspektion kommt, muss die Kaserne 
aufgeräumt und die Hose gebügelt werden.
Das heisst hier, dass zwei Wochen vor dem Besuch des Arbeitsinspek­
torats die Sicherheitsvorrichtungen w ieder auf die Maschinen 
geschraubt werden, dass die Lüftung, die nicht lüftet, kurzzeitig wieder 
schlechte Luft zurückbläst; Dinge, auf denen man ausrutschen kann, 
werden aufgewischt, usw.
Die Konvention der Internationalen Arbeitsorganisation über Arbeitsin­
spektion von 1947 (Konvention 81, in Genf verabschiedet) sieht im 
Artikel 10 vor, dass die Anzahl der Arbeitsinspektoren gross genug sein 
muss, um die effiziente Ausübung der Aufgaben der Inspektionsdienste 
sicherzustellen und dass sie in Anbetracht der Tragweite der von den 
Inspektoren zu erfüllenden Aufgaben insbesondere Folgendes berück­
sichtigen muss: die Anzahl,Art, Grösse und Situation der zu kontrollie­
renden Anlagen; die Anzahl und Vielfalt der Kategorien von Arbeitneh­
mern, die in diesen Unternehmen beschäftigt sind; die Anzahl und 
Komplexität der gesetzlichen Bestimmungen, deren Einhaltung gesi­
chert werden muss. Der Artikel 12 präzisiert, dass die Arbeitsinspekto­
ren befugt sind, sich frei und ohne Vorankündigung, zu jeder Tag- und 
Nachtzeit, in jeden der Kontrolle unterstellten Betrieb zu begeben; 
dass sie tagsüber Zugang haben zu allen Räumen, von denen sie anneh­
men können, dass sie der Kontro lle  durch das Inspektorat 
unterstehen; dass sie alle Überprüfungen, Kontrollen oder Untersu­
chungen vornehmen können, die sie als notwendig erachten, um sicher 
zu gehen, dass die gesetzlichen Bestimmungen tatsächlich beachtet 
werden.
Schon allein diese Auszüge aus der Konvention 81 zeigen, dass im 
Zusammenhang mit den flankierenden Massnahmen die Verwendung 
des Begriffs Inspektor, also jemand, der bis ins Detail prüft, eine Täu­
schung ist. W ir sind also mit einer wiederholten sprachlichen Vorspie­
gelung falscher Tatsachen konfrontiert



Das Bedürfnis nach einer 
gemeinsamen politischen 
Antwort

15. Es ergibt sich daraus, dass sowohl die Lebenser­
wartung wie auch die Todesursachen je  nach sozia­
ler Schicht unterschiedlich sind. Die Verfasser [Bisig 
und Felix Gutzwiller, Arzt, und Freisinniger Zür­
cher Nationalrat, gehört zum rechten Flügel sei­
ner Partei] zeigen auch auf, dass Menschen aus 
sozial unteren Schichten (ohne berufliche Qualifika­
tion) bedeutend häufiger an zum Teil vermeidbaren 
Krankheiten sterben. Die Zunahme der Sterblichkeit 
in umgekehrtem Verhältnis zur sozialen Klasse ist in 
allen Altersgruppen spürbar. ., Ausserdem lässt sich 
eine höhere Sterblichkeit der unteren sozialen Schich­
ten bei allen Todesursachen feststellen." Bericht von 
Olivia Lampert, Universität Neuenburg, „Morta- 
lite, invalidite en rapport avec l'activite profes- 
sionnelle“, S. 98 -  99.

Die zerstörerischen Seiten des 
System s werden immer 
sichtbarer

Vorschläge, die an den Bedürfnissen 
ansetzen! Verschaffen wir uns die Mittel, 
um den Widerstand am Arbeitsplatz und 
anderswo zu stärken!

Schützende G esetze: Für die, die es wagen, den Finger auf 
unzulässige Arbeitgeberpraktiken zu legen; für die, die sich 
gegen „ständigen“ und „wiederholten Missbrauch“ im heuti­
gen Arbeitgeberverhalten organisieren. Das N EIN  im Sep­
tem ber 2005 kann den Weg bereiten für neue Errungenschaf­
ten, seien sie auch beschränkt.
Diskutieren wir wie in einigen EU-Ländern wie wir die Flexibili­
sierung der Arbeit bekämpfen und eine Arbeitsgesetzgebung 
durchsetzen können, die den Bedürfnissen und Ansprüchen der 
Lohnabhängigen in einer globalisierten Wirtschaft entspricht, in 
der man alle gegen alle auspielen will.
In einem Umfeld des sozialen Rückschritts auf internationaler Ebene 
und speziell in der EU der 25 wird das Bedürfnis nach einer gemeinsa­
men politischen Antwort durch die Lohnabhängigen immer grösser. 
Eine durchdachte und organisierte Antwort ist nötig.
Um sie zu begründen, genügt es, die Aussagen von Jean-Daniel Gerber, 
dem Staatssekretär für Wirtschaft (Seco), ernst zu nehmen. Er behaup­
tet: „Ohne Reformen könnte die Schweiz in den nächsten Jahrzehnten vom
4. auf den 20. Weltrang des Einkommens pro Einwohner zurückfallen.“ (Le 
Temps, 10. Dezember 2004)
Zuerst bedienen sich sowohl Blocher als auch der Bundesrat der 
Methode, Katastrophen vorauszusagen, wenn es um Gegenreformen 
und nicht um Reformen zugunsten der arbeitenden Bevölkerung geht.
Dann, wenn das Einkommen pro Einwohner sinkt, handelt es sich um 
das Resultat der Erhöhung der Einkünfte einer kleinen Schicht und der 
Senkung des Einkommens der Mehrheit der Lohnabhängigen. Gerbers 
Katastrophenvoraussage für den Schweizer Kapitalismus müssen wir 
anprangern, -  denn sie ist so seriös wie die Voraussagen des Politbüros 
der kommunistischen Partei der Sowjetunion über die allgemeine Krise 
des Kapitalismus im jahr 1955! -  zugleich müssen wir seine Erpres­
sungsversuche, die Gegenreformen als natürliche Notwendigkeit darzu­
stellen, ernst nehmen.
Schliesslich legt Gerber das Regierungsprogramm auf lange Sicht an, 
das heisst, er drückt eine reelle Absicht aus, ein sozial rückständiges 
Programm durchzusetzen. Diejenigen, die an das Ende des Klassen­
kampfs glauben -  wie einige Sozialdemokraten und Gewerkschafter In­
nen -  verwechseln eine Waffenstillstandserklärung mit einem echten 
Waffenstillstand, von Frieden gar nicht zu reden.
Die diffus empfundene Notwendigkeit einer politischen Antwort -  ein 
Gefühl, das oft durch die Schwierigkeit, entsprechende Wege und For­
men zu finden, gebremst wird -  geht auch mit den kleinen Anfängen 
einer neuen Kritik des kapitalistischen Systems einher.
Die ökologischen Zerstörungen sind offensichtlich. Bei der Gesundheit 
der Lohnabhängigen zeigen sich die schädlichen Auswirkungen ebenfalls: 
Leiden an der Arbeit, Depressionen, Magenbeschwerden, Rückenpro­
bleme, usw. Diese Tatsachen kann auch Blocher mit seinen Tiraden gegen 
„simulierende ausländische Arbeiter" und „Pseudo-Invalide“ nicht 
Umstürzen. Die Studie „Arbeit und Gesundheit“ , die das Bundesamt für 
Statistik im Juli 2003 veröffentlicht hat, bestätigt das Ausmass des Leids.15
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Die Destabilisierung stabiler Arbeitsverhältnisse durch die Aufhebung 
des Beamtenstatuts hatte zum Ziel, alle Beschäftigten zu prekarisieren 
und gleichzeitig einen Sektor (die Beamten) gegen einen anderen (die 
Angestellten im Privatsektor) auszuspielen. Heute ist das Ergebnis klar.
Die Beamtinnen können genau so schnell auf der Strasse stehen wie 
andere Angestellte. Wegwerfbar zu sein wird zur Norm. Genau das 
wollen diejenigen, die mit aller Kraft für die Abschaffung des Beamten­
statuts gekämpft haben (Einführung des Bundespersonalgesetzes). Aber 
keine Person darf eine Wegwerfware sein. Der Preis, den die entlasse­
nen Beamtinnen bezahlt haben, rechnet sich in Tausenden wirklicher 
Invalider. Das wollen Couchepin und Blocher zwar nicht wahrhaben -  
genau wie der freisinnige Bundesrat Hans-Rudolf Merz, der die nächste 
Entlassungswelle in der gesamten Verwaltung vorbereitet.
Arbeit bedeutet nicht unbedingt Gesundheit. Oder präziser gesagt,
Arbeit ist nicht mehr mit Gesundheit gleichzustellen. Dennoch bleibt 
die Arbeit -  für den grössten Teil der Bevölkerung -  nicht nur ein finan­
zielles Bedürfnis (um in dieser Gesellschaft leben zu können), sondern 
auch ein soziales Bedürfnis: Beziehungsnetze aufbauen, seine Fähigkei­
ten und Intelligenz kreativ einsetzen.
Aber unter dem heute herrschenden Rentabilitätsdruck sehen die mei­
sten das Ende und den Sinn ihrer Tätigkeit nicht mehr. Auch deshalb 
fühlen sie sich schlecht, was die Werbefachleute der Grossverteiler 
ausnutzen. Ein grösser konservativer Wirtschaftswissenschaftlerjoseph 
Schumpeter, sprach in den 1930er Jahren von „kreativer Destrukti­
vität“ des Kapitals. Heute könnte man von destruktiver Produktion -  
destruktiv für Menschen und Umwelt -  des Kapitals sprechen.
!n der Schweiz zeichnet sich eine neue Entwicklung ab: Lohnabhängige Eine neue Entwicklung zeichnet 
engagieren sich in Kämpfen, Mobilisierungen und streiken sogar, sich ab
wie kürzlich bei Swissmetal, Filtrona oder der Printpark ARO AG. Streik -  
als Mittel zur Selbstverteidigung -  gilt nicht mehr als Majestätsbeleidigung 
oder Angriff auf den herrschenden Patron. Zu streiken, sich zu verteidi­
gen gilt einer zunehmenden Anzahl von Lohnabhängigen als normal.Trotz 
aller Schwierigkeiten, die jeder Arbeitskampf mit sich bringt.
Die Rechte, auch die sogennant liberale, hat sehr schnell auf dieses 
neue Element in der schweizerischen Soziallandschaft reagiert. So hat 
in der Zürcher Tagesbibel, der Neuen Zürcher Zeitung, der Basler Pro­
fessor Frank Vischer unter Berufung auf die Vorfälle bei der Post, bei 
Swissmetal und Filtrona eine Unsicherheit über die Grenzen des 
Streikrechts heraufbeschworen. Offensichtlich gibt es hingegen keine 
Unsicherheit über die Grenzen der Ausbeutung, es sei den die Wider­
standsfähigkeit der Lohnabhängigen überrascht die Unternehmen. Die 
einzige Unsicherheit beim Streikrecht liegt in den Absichten und der 
Fähigkeit der Unternehmerschaft und der Bourgeoisie, dieses Grund­
recht anzugreifen. Deshalb ist der elementare Kampf um Menschen­
rechte, für den Schutz der Gewerkschafterlnnen, der Gewerkschaftsde­
legierten und aller Lohnabhängigen gegen gewerkschaftsfeindliche 
Kündigungen so wichtig. Denn die Möglichkeit, sich mit mehr Sicherheit 
in Kämpfen zu engagieren, hängt zum Teil von der Handlungs- und Aus­
drucksfreiheit am Arbeitsplatz ab.
Der freie Personenverkehr in der EU der 15, dann der 25, drängt zu 
einer Bestandesaufnahme der sozialen Rechte und Lohnrechte aller 
Lohnabhängigen auf. In der Tat waren (sind ?) sich alle bewusst, dass mit 
der Liberalisierung des Arbeitsmarktes ein neues Kapitel geschrieben 
wird, nicht nur in der Schweiz sondern international. Dabei entstand -  
und besteht — die Gelegenheit für eine breite Debatte, die eine lang­
wierige Arbeit nach sich ziehen kann. Es geht darum, die Solidarität 
unter den Lohnabhängigen zu organisieren; rechtliche Freiräume für 
die Ausübung gewerkschaftlicher Aktivitäten zu erobern und darum 
Forderungen anzubringen. Eine solche gewerkschaftliche Stossrichtung 
begreift die gesellschaftliche und wirtschaftliche Realität als Gesamtes.

emois b i% m£e ?!
w# k t  a h  r^ r \r \  rr  i
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Einige einfache Forderungen, 
die deponiert werden könnten 
und sollten

Es geht nicht darum zu beurteilen, ob dieser oder jener Patron ein net­
ter ist oder nicht.
Die Forderungen hätten schon durchgesetzt werden können, weil seit 
drei oder vier Jahren die Einstellung der Lohnabhängigen begonnen hat, 
sich zu verändern. Da keine kritische Auklärungsarbeit über das kapita­
listische System geleistet wurde, keine harte, realistische Konfrontation 
geführt, wurde Blocher und der nationalistischen Rechten ein Königs­
weg offen gelassen. Die nachfolgenden Forderungen sind eine erste 
Antwort auf die Auseinandersetzungen über die Personenfreizügigkeit.
1. In allen Betrieben mit mehr als 10 Angestellten müssen die 
Arbeitsinspektoren jederzeit und ohne Vorankündigung freien Zugang 
zu Räumlichkeiten und Belegen haben. Ihr Status und ihre Dienstbedin­
gungen müssen ihnen eine stabile Anstellung garantieren und Unabhän­
gigkeit bei Regierungswechsel (Zusammensetzung der Kantonsregie­
rungen) und sie vor ungerechtfertigten Einflussnahmen schützen. Sie 
brauchen Schulung, vor allem in Rechtsfragen. Sie müssen über genü­
gend materielle Mittel verfügen und entsprechend qualifizierte Exper­
tinnen oder Technikerlnnen beiziehen können. Das Z iel von 800 
Inspektoren für die ganze Schweiz ist ein Minimum in Hinblick auf die 
anstehenden Veränderungen.
2. Die Arbeitgeber werden verpflichtet, automatisch -  und mit 
Publikation auf der offiziellen Webseite des Amtsblattes — Lohn und 
Qualifikation aller Neueingestellten mitzuteilen. Um die Privatsphäre 
der Betroffenen zu wahren, werden die Namen nur den tripartiten 
Kommissionen kommuniziert. Damit verfügten die Gewerkschaftsorga­
nisationen über eine Datenbank, um präventiv zu handeln. Sie könnten 
Kampagnen organisieren, die Lohnabhängigen im Betrieb, in der Bran­
che und auf regionaler oder sogar nationaler Ebene informieren. Ein 
gutes Beispiel bieten die Genfer Gewerkschafterlnnen, die sich gegen 
missbräuchliche Lohn- und Arbeitszeitregelungen im Messezentrum 
Palexpo gewehrt haben. Es gab in diesem Fall eine gute Mischung zwi­
schen der Anprangerung der Zustände, öffentlichen Demonstrationen 
und der Wirkung auf das Bewusstsein der Lohnabhängigen im Allgemei­
nen und der Mobilisierung der betroffenen Angestellten.
3. In den Branchen ohne Gesamtarbeitsvertrag (GAV) muss 
als Präventivmassnahme ein Mustervertrag mit Mindestlöhnen und 
festen Arbeitszeiten obligatorisch eingeführt werden. In der Tat wird 
ein Missbrauch oft spät oder gar nicht festgestellt. Statistisch wird wohl 
letzteres am häufigsten Vorkommen.
4. Die Ausdehnung des Anwendungsgebiets eines GAV -  d.h. 
wenn der Staat dem GAV Gesetzeskraft verleiht — muss von den 
gewerkschaftlich organisierten Beschäftigten alleine beantragt 
werden können. Heute ist es nötig -  selbst in Fällen von Missbrauch — 
dass ein GAV mindestens SO % der Beschäftigten einer Branche umfasst. 
Zusätzlich ist noch das Einverständnis des Unternehmens erforderlich. 
Diese zwei Bedingungen müssen abgeschafft werden. Denn einerseits 
nehmen sich die Arbeitgeber immer viel Zeit für die Umsetzung, selbst 
wenn der GAV wenig verbindliche Bestimmungen enthält. Und anderer­
seits gibt es keinen Grund dafür, das Quorum von 50 % für die Ausdeh­
nung des Anwendungsgebiets eines GAV zu verlangen. Sollte man abwar- 
ten, bis 50 % der Autofahrer 140 Stundenkilometer auf der Autobahn 
überschreiten, bevor man die erste Busse verteilt?
5. Ein echter Kündigungsschutz für Personalvertretungen  
und alle Gewerkschafterlnnen und, ganz allgemein für die Beschäf­
tigten muss dringend eingeführt werden. Die Abmahnung der Schweiz 
durch das Internationale Arbeitsamt sollte den Gewerkschaften Anlass 
sein, eine Kampagne für ein Dringlichkeitsprogramm zur Verteidigung 
der gewerkschaftlichen Rechte am Arbeitsplatz zu lancieren. Wie es 
schon im Rahmen des Gleichstellungsgesetzes der Fall ist, muss die 
gewerkschaftsfeindliche Kündigung eines gewählten Personalvertreters
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oder einer Gewerkschaftsdelegierten von einem Gericht aufgehoben 
werden können. Die Richterin oder der Richter muss auch die sofor­
tige provisorische Wiedereinstellung verfügen können.
Die Gewerkschaften können nicht einerseits zur Mobilisierung aufru- 
fen, um bis zur Abstimmung im September 2005 „Druck zu machen“, 
aber andererseits Gesetzesänderungen zu Grundrechten nicht zur 
ethischen und gewerkschaftlichen Priorität erklären.
Diese Doppelzüngigkeit gleicht in ihrem Vorgehen, der demagogischen 
Doppelzüngigkeit der nationalistischen Rechten. Doppelzüngigkeit und 
einseitige Kompromissbereitschaft löst Misstrauen bei den Lohnabhängi­
gen aus. Das Misstrauen gegenüber den Arbeitsinspektoren kann unter 
zwei Bedingungen abgebaut werden. Die erste ist, dass ihr Status und ihr 
Tätigkeitsbild geändert werden, und dass die Lohnabhängigen dies wahr­
nehmen und verstehen. Die zweite Bedingungen ist, dass die Lohnabhän­
gigen sich sicher genug fühlen, um sich Inspektoren und Gewerkschaften 
anzuvertrauen, wenn das Damoklesschwert der Kündigung nicht mehr 
so bedrohend über ihnen schwebt. So können Recht und Rechte der 
Lohnabhängigen übereinstimmen, auch in einer bürgerlichen Gesell­
schaft. Auf diese Weise können sich die Rechte der Lohnabhängigen mit 
der Möglichkeit kollektiver, solidarischer und gewerkschaftlicher Aktivitä­
ten ergänzen. Recht und diese Rechte auseinanderhalten zu wollen, hier 
den Kampf auf Gesetzesebene, da die Mobilisierung vor Ort, ist entwe­
der böswillig oder geprägt von einer gewissen Naivität gegenüber der 
Ausbeutung und Repression in der von Lohnbeziehungen charakterisier­
ten Gesellschaft. D er verstorbene Professor Gerard Lyon-Caen hat 
unterstrichen, dass „die Mission des Gewerkschaftsdelegierten es normaler­
weise ist dem Arbeitgeber Widerstand zu leisten, ihm entgegenzuhalten, nicht 
hinzunehmen, dass er ihm seine Haltung und sein Verhalten d ik t ie r tEr hat 
aber auch gesagt, dass heutzutage in einem Betrieb sogar dieser Dele­
gierte sich der „Subordination“ nicht entziehen kann, da sie das Machtver­
hältnis ausmacht, das den ökonomischen Beziehungen in einer kapitalisti­
schen Gesellschaft zu Grunde liegt.
Im Fall der Ablehnung des Zusatzprotokolls muss der Bundes­
rat über die Bücher gehen. Das ist dann die Gelegenheit für 
die Linke und die kämpferischen Gewerkschaften, eine Reihe 
von Forderungen vorzubringen, die auch im m er m ehr im 
Zentrum  der Anliegen der Lohnabhängigen aller Nationalitä­
ten in Europa stehen. Man kann das schon bei den Mobilisie­
rungen gegen die europäische Verfassung und gegen die 
Dienstleistungs-Richtlinie (Bolkestein-Richtlinie) feststellen, 
oder gegen die Richtlinie, die fast alle Beschränkungen der 
Arbeitszeit abschaffen will.
Im Septem ber N EIN  sagen, heisst mit den Lohnabhängigen in 
Europa N EIN  zu sagen zu einer Minderheit, die Menschen 
genauso kommandieren will wie sie Maschinen kommandiert, 
weil sie über die Macht des Privateigentums verfügt, das so 
konzentriert ist wie noch nie in der Geschichte.
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Nein zu Lohn- und Sozialdumping 
Für eine Personenfreizügigkeit mit besseren sozialen und gewerkschaftlichen Rechten!

Unterschreiben Sie das Referendum!
Die flankierenden Massnahmen 

bringen Nichts!
Die flankierenden Massnahmen zu den ersten 
bilateralen Abkommen sind im Juni 2004 in 
Kraft getreten: Sie haben sich als komplett 
wirkungslos gegen Lohn- und Sozialdumping 
erwiesen. Aktive Gewerkschafterlnnen stellen 
tagtäglich Lohndumping, äusserst unsichere 
Arbeitsplätze und erzwungene Konkurrenz 
zwischen den Lohnabhängigen fest.

Lohnabhängige werden gespalten!
Das alles verschärft und vervielfacht die Spal­
tungen zwischen den Lohnabhängigen in der 
Schweiz, ganz besonders die Konkurrenz zwi­
schen den Angehörigen unterschiedlicher 
Nationalitäten. Auf diesem, seit langem von 
den Behörden, den Unternehmern und einem 
Teil der Gewerkschaftsfuhrungen gedüngten 
Boden gedeiht die Fremdenfeindlichkeit.

Die Menschenrechte 
werden ausgehöhlt!

Die Allgemeine Erklärung der Menschen­
rechte (1948) bestimmt (Art. I 3): "Jeder hat 
das Recht, sich... frei zu bewegen und seinen 
Aufenthaltsort frei zu wählen." (Art.23): 
„...Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie 
Berufswahl, auf gerechte und befriedigende
-r=aS s._____________________________________

Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor 
Arbeitslosigkeit... Jeder hat das Recht, zum 
Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu 
bilden und solchen beizutreten." (Art 22): 
"Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das 
Recht auf soziale Sicherheit“. Was damals nur 
innerhalb eines Landes galt, soll heute in der 
EU und der Schweiz Gültigkeit erhalten.
In Wirklichkeit gewährt das bilaterale Abkom­
men über die Ausweitung der Personenfreizü­
gigkeit auf die neuen Mitglieder der EU (insge­
samt 25 Länder) diese Grundrechte nicht Die 
angebliche Personenfreizügigkeit dient dazu, 
die anderen Rechte auszuhebeln.

Darum: Setzen wir uns für die folgen­
den Forderungen ein, die eigentlich 

schon längst verwirklicht sein sollten.
• Eine angemessene Anzahl gut ausge­
bildeter Arbeitsinspektorlnnen soll in allen 
Betrieben mit mehr als zehn Angestellten 
jederzeit und ohne Voranmeldung Zugang zu 
allen Betriebsräumen und Unterlagen haben.
• Wo kein Gesamtarbeitsvertrag besteht, 
soll ein verbindlicher Normalarbeitsvertrag 
mit Mindestlöhnen und festen Arbeitszeiten 
eingeführt werden.
• Die Unternehmer sollen dazu verpflichtet 
werden, die Löhne und Qualifizierungen der 
angestellten Personen unaufgefordert im elek­
tronischen Amtsblatt zu veröffentlichen. Um

die Privatsphäre der Betroffenen zu wahren, 
werden die Namen der Lohnabhängigen nur 
der tripartiten Kommission mitgeteilt
• Die Ausdehnung des Gültigkeitsbereichs 
der Gesamtarbeitsverträge soll allein auf An­
trag der gewerkschaftlich organisierten An­
gestellten angeordnet werden können.
• Es soll ein wirksamer Kündigungsschutz für 
Personalvertreterinnen und Gewerkschafter­
lnnen eingeführt werden. Nur so können sie 
die Missbräuche und die sich häufenden 
Gesetzesverstösse am Arbeitsplatz aufzeigen. 
Solche gesetzlich verankerte Rechte würden 
dazu beitragen, dass die aus vielen Ländern 
stammenden Lohnabhängigen sich am 
Arbeitsplatz das Recht auf freie Meinungs­
äusserung und auf gewerkschaftliche Organi­
sationsfreiheit aneignen können.

Darum: Unterschreiben Sie das linke 
Referendum gegen die wirkungslosen 

flankierenden Massnahmen!
Sagen wir Nein zur Diktatur der Aktien­
besitzer und zu ihren Ausbeutereien. Diese 
Diktatur setzt die Lohnabhängigen, gleich wel­
cher Nationalität, immer mehr unter Druck. 
Wir wollen einen grundlegenden Richtungs­
wechsel : Die sozialen und gewerkschaftlichen 
Rechte müssen in den 25 Mitgliedstaaten der 
EU und in der Schweiz verbessert und nach 
oben angeglichen werden I

Referendum gegen den Bundesbeschluss vom 17. Dezember 2004 über die Genehmigung und Umsetzung des Protokolls über die Ausdehnung des Freizügig­
keitsabkommens auf die neuen EG-Mitgliedstaaten zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits sowie über die Genehmigung der Revision der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit.

Die Unterzeichneten stimmberechtigten Schw eizer Bürgerinnen und Bürger verlangen, gestützt auf Art. 141 der Bundesverfassung vom 
18. April 1999 und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 59ff, dass der Bundesbeschluss 
vom 17. Dezember 2004 der Volksabstimmung unterbreitet werde.
Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde wohnen. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren 
unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer 
Unterschriftensammlung für ein Referendum fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Kanton: ............................ ........... Postleitzahl: .............. Politische Gemeinde: ..................................................................
N° Name | Vorname 

(handschriftlich und möglichst in Blockschrift)
Geburtsdatum 
(Tag/Monat/Jahr)

Wohnadresse 
(Strasse und Hausnummer)

Eigenhändige
Unterschrift

Kontrolle 
(leer lassen)

1

2

3

Ablauf der Referendumsfrist: 31 März 2005
Die Unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende..........(Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner des Referendums in eid­
genössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.
Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson:

Eigenhändige Unterschrift: ...............................................................  Amtliche Eigenschaft:..................................................................

Ort: ............................................. ................................................................... Datum:....................................................................................................

Dieser Bogen ist ganz oder teilweise ausgefüllt bis 15. März 2005 
an das Referendumskomitee gegen Lohn- und Sozialdumping, Postfach 8707,8036 Zürich, zurückzusenden.


